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Verwaltungsgericht Hamburg 

Urteil 

Im Namen des Volkes 

In der Verwaltungsrechtssache  
 
 
 

An Verkündungs 
statt zugestellt.  

[…]  
- Kläger - 

 
Prozessbevollmächtigte: 
[…]  
 
g e g e n 

 

die Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch das Bundesministerium der Verteidigung, 
diese vertr. d. d. Bundesamt für das Personalmanagement 
der Bundeswehr, Referat III Z 4,  
Kölner Straße 262,  
51149 Köln,  
 

- Beklagte -  
 
hat das Verwaltungsgericht Hamburg, Kammer 14, aufgrund der mündlichen Verhandlung 
vom 11. Dezember 2025 durch  
 
die Vorsitzende Richterin am Verwaltungsgericht […],  
den Richter am Verwaltungsgericht […],  
den Richter am Verwaltungsgericht […],  
den ehrenamtlichen Richter […],  
den ehrenamtlichen Richter […] 
 
für Recht erkannt: 
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Die Klage wird abgewiesen. 

 

Die Kosten des Verfahrens trägt der Kläger. 

 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. Der Kläger kann die Voll-

streckung durch Sicherheitsleistung in Höhe der festzusetzenden Kosten abwen-

den, falls nicht die Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe des zu voll-

streckenden Betrages leistet. 

 

Rechtsmittelbelehrung:  
 
Innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Urteils kann gegen dieses Urteil die Zulassung der 
Berufung beantragt werden. 
 
Der Antrag ist bei dem Verwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, zu stellen. Er muss 
das angefochtene Urteil bezeichnen.  
 
Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des vollständigen Urteils sind die Gründe darzulegen, aus denen 
die Berufung zuzulassen ist. Die Begründung ist, soweit sie nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt worden ist, 
bei dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzureichen. 
 
Die Berufung ist nur zuzulassen,  
 
- wenn ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen,  
 
- wenn die Rechtssache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten aufweist,  
 
- wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat,  
 
- wenn das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundesverwaltungsgerichts, 

des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts 
abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder  

 
- wenn ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel geltend gemacht wird 

und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann.  
 
Vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im Prozesskostenhilfever-
fahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die ein 
Verfahren vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird. Als Bevollmächtigte sind Rechts-
anwälte oder Rechtslehrer an einer der in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten Hochschulen mit Befähigung 
zum Richteramt zugelassen. Ferner sind die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO bezeichneten Personen 
und Organisationen als Bevollmächtigte zugelassen. Ergänzend wird wegen der weiteren Einzelheiten auf § 67 
Abs. 2 Satz 3, Abs. 4 und Abs. 5 VwGO verwiesen. 
 
Auf die Möglichkeit der Sprungrevision nach § 134 VwGO wird hingewiesen.  
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Tatbestand 

 

Der Kläger wendet sich gegen seine Entlassung als Soldat auf Zeit aus der Bundeswehr. 

 

Die Beklagte stellte den Kläger zum 1. Juli 2018 als Anwärter für die Laufbahn der Offiziere 

des Truppendienstes in der Bundeswehr ein und berief ihn in das Dienstverhältnis eines 

Soldaten auf Zeit. Die danach festgesetzte Dienstzeit sollte zunächst mit Ablauf des 

30. Juni 2022 enden. In der Zeit von Oktober 2019 bis einschließlich September 2020 stu-

dierte der Kläger an der Helmut-Schmidt-Universität Hamburg (zunächst Maschinenbau). 

 

Mit E-Mail vom 20. Juli 2020 meldete Élève-officier […], ein französischer Offizier, der zu 

dieser Zeit einen Austausch an der Helmut-Schmidt-Universität in Hamburg absolvierte, 

den Kläger wegen Verdachts auf Rechtsextremismus bei dessen Disziplinarvorgesetzten, 

Hauptmann […]. Diesen Verdacht stützte Élève-officier […] auf mehrere Aussagen des Klä-

gers, die er als nicht mit der freiheitlich demokratischen Grundordnung vereinbar einord-

nete. Der Kläger habe gesagt „die Bundesrepublik Deutschland habe keine legale Existenz-

berechtigung“. Damit gehe einher, dass „Polizisten Pässe und Führerscheine nicht kontrol-

lieren dürften“. Ehemalige Gebiete des deutschen Reiches wie das Elsass, Lothringen, 

Schlesien, Ostpreußen oder das Sudentenland würden immer noch der Souveränität des 

Deutschen Reiches unterstehen. Die heutige Landkarte sei nicht Deutschland, sondern die 

Bundesrepublik Deutschland. Élève-officier […] gab weiter an, er habe sich reiflich überlegt, 

ob die zitierten Sätze nur als Scherz gemeint gewesen seien. Den Ausschlag habe gege-

ben, dass der Kläger in Bezug auf den damals aktuellen KSK-Skandal gesagt habe, dass 

bei ihm mehr Waffen gefunden worden wären als bei den KSK-Soldaten. Élève-officier […] 

gab an zu wissen, dass der Kläger Jäger sei. 

 

In der Zeit vom 21. Juli 2020 bis zum 24. August 2020 befragte die Beklagte insbesondere 

Soldaten aus dem Offiziersanwärterjahrgang und dem Wohnebenenflur des Klägers wegen 

der durch Élève-officier […] getätigten Angaben. Auch Élève-officier […] teilte der Beklagten 

am 10. und 13. August 2020 weitere Details einer im Januar 2020 geführten Unterhaltung 

mit dem Kläger mit. Wegen der Einzelheiten dieser Angaben wird auf die Protokolle der 

Vernehmungen sowie die Texte der jeweiligen E-Mails in der Entlassungsakte verwiesen. 

 

Mit Bescheid vom 16. September 2020 verbot die Beklagte dem Kläger bis auf weiteres die 

Ausübung seines Dienstes und untersagte ihm das Tragen der Uniform. Diese Entschei-

dung begründete sie mit sechs Aussagen, die der Kläger getätigt habe. Erstens habe er 
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gesagt, die Bundesrepublik Deutschland sei kein souveräner Bundesstaat. Zweitens habe 

die Polizei deswegen auch keine Berechtigung Führerscheine zu kontrollieren. Drittens 

habe der Kläger am 11. Januar 2020 gesagt, dass sich „die Souveränität Deutschlands“ in 

den ehemaligen Gebieten des Deutschen Reichs von 1945 ausüben lasse. Viertens habe 

der Kläger am selben Tag gesagt, dass ehemalige Gebiete des deutschen Reiches, wie 

z.B. das Elsass und einige polnische Gebiete, zu Deutschland gehörten. Fünftens habe der 

Kläger zwischen dem 13. und dem 15. Januar 2020 gesagt, dass Deutschland aus mehr 

Territorium bestehe als Leutnant […] auf einer Karte gezeigt habe. Die Karte habe – so der 

Kläger – nur die Bundesrepublik Deutschland gezeigt, jedoch bestehe Deutschland aus 

mehr Territorium. Sechstens sei nach Aussagen des Klägers Deutscher nur, wer einen Fa-

milienstammbaum bis 1915 innerhalb des Deutschen Reiches nachweisen könne und wer 

im Deutschen Reich nicht Deutscher war, könne jetzt nicht Deutscher sein. Die aufgeführten 

Äußerungen seien typisch für die „Reichsbürgerszene“. Wer sich als Angehöriger der Bun-

deswehr derart äußere und diese Ansichten in dienstlichen Liegenschaften auch gegenüber 

Angehörigen anderer Streitkräfte verbreite, werde nicht nur für den Dienstherrn untragbar, 

sondern gefährde darüber hinaus schwerwiegend die Dienstbereitschaft und Aufgabener-

füllung der anderen anwesenden Angehörigen der Bundeswehr. 

 

In der daraufhin am selben Tag erfolgten Anhörung des Klägers gab dieser an, die Vorwürfe 

zwei, drei, fünf und sechs so nicht gesagt zu haben. Diese seien falsch dargestellt worden. 

Der Kläger lehnte die Anhörung seiner Vertrauensperson ausdrücklich ab. 

 

Mit Schreiben vom 24. September 2020 beantragte die Helmut-Schmidt-Universität die Ent-

lassung des Klägers, weil der begründete Verdacht bestehe, dass der Kläger der Reichs-

bürgerszene angehöre oder mit dieser sympathisiere und deren Haltung zur freiheitlich de-

mokratischen Grundordnung vertrete sowie eine rechtsextreme Gesinnung aufweise.  

 

Mit Schreiben vom 30. September 2020 nahm der Kläger zu den ihm vorgeworfenen Aus-

sagen Stellung. Er gab an, nach nochmaliger Prüfung der Vorwürfe diese sämtlich so nicht 

gesagt zu haben oder sie seien zumindest falsch dargestellt worden und spiegelten nicht 

das wider, was er, der Kläger, gemeint habe. In Bezug auf den ersten Punkt habe er als 

Antwort auf eine Frage des Élève-officier […] gesagt, dass die Bundesrepublik Deutschland 

nicht „voll“ souverän sei, obwohl man in Bezug auf die Binnen- und Finanzpolitik den Ein-

druck erhalten könne, dass dies der Fall sei. Die Frage der Souveränität sei nicht einfach 

zu beantworten. Die Bundesrepublik habe etwa aufgrund des Zwei-plus-Vier-Vertrages die 

USA dazu berechtigt, in die deutsche Souveränität einzugreifen. Selbst hohe Politiker und 
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Regierungsmitglieder wüssten, dass „da einiges im Argen“ liege. Die ihm vorgeworfene 

zweite Aussage, dass Polizisten Führerscheine und Pässe nicht kontrollieren dürften, sei 

keine allgemeingültige Aussage in Bezug auf die Souveränität der Bundesrepublik Deutsch-

land gewesen. Im Anschluss an die eben erwähnte Unterhaltung habe Élève-officier […] 

sich verwundert gezeigt und sinngemäß gesagt, dass die deutsche Polizei dann keine Be-

fugnisse haben könne. Er, der Kläger, habe daraufhin die Anekdote eines Jagdlehrers wie-

dergegeben, der einer Polizeikontrolle durch die Rückfrage, ob Gefahr im Verzug vorliege, 

entgangen sei. In Bezug auf den dritten Vorwurf gab er an, stark zu bezweifeln, eine solche 

Aussage getroffen zu haben, denn sie sei falsch und unsinnig. Im Jahre 1945 habe 

Deutschland in zwei verschiedenen Zuständen vorgelegen. Bis zum 8./9. Mai 1945 habe 

das „Deutsche Reich“ oder umgangssprachlich das „Dritte Reich“ bestanden. Nach der Ka-

pitulationserklärung der Wehrmacht habe Deutschland wenigstens bis 1949 keinerlei Sou-

veränitätsrechte ausgeübt. Mit der Gründung der Bundesrepublik Deutschland und etwas 

später der Deutschen Demokratischen Republik habe sich das vorläufig teilweise geändert. 

Der vierte Vorwurf habe sich mit dem dritten Vorwurf ergeben, sei jedoch ebenso gehaltlos 

und durch ihn so nicht gesagt worden. Zwar hätten sowohl das Elsass als auch „einige 

polnische Gebiete“ zum „Großdeutschen Reich“ im Jahre 1940/1941 gehört. Dies sei je-

doch eine historische Aussage. Der fünfte Vorwurf habe sich daraus ergeben, dass er auf 

eine Anmerkung eines Kameraden in Bezug auf eine sehr große Karte der Bundesrepublik 

Deutschland, zu der dieser gesagt habe „Deutschland ist aber groß“, reagiert habe. Er, der 

Kläger, habe zu dieser Äußerung erwidert, dass die Karte nicht Deutschland, sondern die 

Bundesrepublik Deutschland zeige. Er habe damit keine diffusen Gebietsansprüche gel-

tend machen wollen, sondern nur auf den verbreiteten Irrtum hinweisen wollen, dass 

Deutschland und die Bundesrepublik Deutschland nicht dieselben Dinge beschrieben. Die 

Bundesrepublik Deutschland sei, wie etwa die Französische Republik, ein Staat. Deutsch-

land und Frankreich seien demgegenüber Gebiete im kulturellen und historischen Sinne. 

Die ihm vorgehaltene Äußerung zur deutschen Staatsangehörigkeit sei falsch bzw. miss-

verständlich dargestellt. Er, der Kläger, habe bezüglich der „Staats- bzw. Volksangehörig-

keit“ gesagt, dass neben dem Artikel 116 GG noch das Reichs- und Staatsangehörigkeits-

gesetz aus dem Jahre 1913 (im Folgenden: RuStAG) gelte. Er habe in einer Diskussion mit 

Élève-officier […] gesagt, dass danach, vereinfacht gesagt, derjenige Deutscher sei, der 

über amtliche Dokumente seine Abstammung aus dem Deutschen Reich bis zum Datum 

vor Inkrafttreten dieses Gesetzes nachweisen könne. Der Kläger gab in seiner Stellung-

nahme zu diesen Punkt weiter an, dass seine Darstellung des RuStAG stark vereinfacht 

ausgefallen sei, aber den Kern dessen, was „dieses Blatt“ aussagen wolle, getroffen habe: 

Deutscher sei, wer nachweisen könne, dass er von Deutschen abstamme. Diese Formel 
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sei zwar noch durch weitere Paragraphen für beispielsweise Ausländer ergänzt worden, sei 

aber nicht falsch gewesen. Darüber könne weder Art. 116 GG noch dem Staatsangehörig-

keitsgesetz eine absolute Deutungshoheit über den Begriff „Deutscher“ zukommen. Beide 

würden den Anspruch erheben, dass im Sinne ihrer Auslegung, oder wörtlich „im Sinne 

dieses (Grund-) Gesetzes“ derjenige Deutscher sei, der die deutsche Staatsangehörigkeit 

besitze. Der Kläger gab weiter an, diese Ansicht zu teilen, jede weiterführende Auslegung 

seine Privatsache sei, aber in keinem Widerspruch zu diesen Gesetzen stehe. 

 

Mit Schreiben vom 21. Oktober 2020 teilte die Beklagte dem Kläger mit, dass beabsichtigt 

sei, ihn aus der Bundeswehr zu entlassen. Außerdem gab sie dem Kläger Gelegenheit, zu 

weiteren angeblichen Aussagen Stellung zu nehmen. So habe er gesagt „Wo bleibt denn 

der Neger?“, „Wie kann es sein, dass der Schwarze eine 1,3 hat?“ und „die Neger machen 

da so Sachen, die wir hier nicht verstehen“. Außerdem habe der Kläger anstößige Bemer-

kungen über Hautfarbe und Blindheit von Steve Wonder gemacht und den Begriff „Kana-

cke“ verwendet. Er habe zudem gesagt „Flüchtlinge gehören nicht nach Deutschland und 

das Abfackeln eines Flüchtlingsheim sei genau das Richtige“. Damit habe er gegen ele-

mentare Soldatenpflichten verstoßen. 

 

Der Kläger nahm mit Schreiben vom 23. November 2020 zu den weiteren, ihm von der 

Beklagten vorgehaltenen Äußerungen Stellung. Darin gab er an, dass er das Wort „Neger“ 

nicht als diskriminierend einstufe, auch wenn andere Personen in dem Wort eine Beleidi-

gung sähen. Er fände den Begriff „Schwarzer“ oder „Afrikaner“ jedoch schlimmer. Deshalb 

benutze er den Begriff „Neger“. Er habe den Begriff „Neger“ beim Sprechen über den Haupt-

mann […] zu Beginn seiner Ausbildung verwendet, weil er sich damals nicht den Vornamen 

des Hauptmanns […] habe merken können. Weil häufig die Namen der übrigen Kameraden 

noch nicht allen bekannt gewesen seien, habe man sich an Äußerlichkeiten orientiert und 

etwa gefragt: wo ist der „Große“, „Kleine“, „Sachse“. In diesem Zusammenhang habe er 

den Begriff „Neger“ zur Bezeichnung des Hauptmanns […] verwendet. Er habe, nachdem 

ihn seine Kameraden darauf hingewiesen hatten, dass die Verwendung des Begriffs „Ne-

ger“ nicht adäquat sei, das Gespräch mit dem Hauptmann […] gesucht. Der Kamerad […] 

habe in diesem Gespräch den Hauptmann […] auf Englisch danach gefragt, ob sich der 

Hauptmann […] durch den Begriff „Nigger“ diskriminiert fühle. Dies habe der Hauptmann 

[…] bejaht. Bei dem Begriff „Nigger“ handele es sich allerdings um eine falsche Überset-

zung. Anschließend habe er, der Kläger, den Hauptmann […] nicht mehr als „Neger“ be-

zeichnet. Es habe ohnehin keine Gelegenheit mehr dazu gegeben, weil im weiteren Verlauf 

die Namen der Mitkameraden bekannt gewesen seien. Soweit er gesagte habe „Wie kann 
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es sein, dass der Schwarze eine 1,3 hat?“ habe er damit seine Anerkennung über die Note 

des Hauptmanns […] in der Klausur „Mathematik I - Analytische Geometrie“ ausdrücken 

wollen. Dass Hauptmann […] trotz Problemen mit der deutschen Sprache eine so hervor-

ragende Leistung erzielt habe, habe ihn sehr gefreut. Die Aussage, dass „die Neger da so 

Sachen machen, die wir hier nicht verstehen“ sei nicht fremdenfeindlich gemeint. Die Aus-

sage beziehe sich nur auf tatsächlich bestehende Unterschiede, die man in Deutschland 

nicht nachvollziehen könne. Beispiele hierfür seien das Müllproblem in Afrika, der Einsatz 

bestimmter Technik, sowie die Bauweisen von Häusern in Afrika, die der Kläger als primitiv 

aber auch als ungleich einfallsreich beschrieb. Er habe sich auch nicht abfällig über Stevie 

Wonder geäußert. Vielmehr habe er eine Anekdote aus dem technischen Grundpraktikum 

in Aachen wiedergegeben. Soweit ihm vorgehalten werde, den Begriff „Kanacke“ verwen-

det zu haben, könne es sein, dass diese Bemerkung im Zusammenhang mit lauter Musik 

gefallen sei. Seine Kameraden hätten laut Deutschrap gehört, wodurch er sich gestört ge-

fühlt habe. Nach mehrfacher, fruchtloser Bitte, die Musik leiser zu stellen, könne es sein, 

dass er entnervt gesagt habe, dass er nicht mit „Kanak Sprak“ beschallt werden wolle. Dass 

„Flüchtlinge […] nicht nach Deutschland [gehörten] und das Abfackeln eines Flüchtlings-

heim […] genau das Richtige [sei]“ habe er nie gesagt. Die Aufnahme von Flüchtlingen sei 

ein Zeichen der Leistungskraft eines Staates. Dabei laufe zwar auch einiges schief, aber es 

sei rühmlich, Flüchtlingen in Not zu helfen. Diesen Menschen dann noch ihren Zufluchtsort 

anzuzünden, empfinde er als dumm. Flüchtlinge gehörten indes wirklich nicht nach 

Deutschland. Sie gehörten in ihre Heimat, sobald dort ein etwaiger Krieg beendet sei. 

 

Mit Bescheid vom 3. März 2021, dem Kläger am 18. März 2021 persönlich übergeben, 

entließ die Beklagte den Kläger fristlos aus der Bundeswehr. Zur Begründung führte sie im 

Wesentlichen aus, dass der Kläger wiederholt rechtsextremistisches Gedankengut geäu-

ßert habe. Sie bezog sich auf die dem Kläger mit dem Bescheid vom 16. September 2020 

sowie dem Anhörungsschreiben vom 21. Oktober 2020 vorgehaltenen Äußerungen. Durch 

diese Äußerungen habe der Kläger mehrere Dienstpflichten schuldhaft verletzt, insbeson-

dere die Pflicht zum Eintreten für die demokratische Grundordnung nach § 8 SG, die Ka-

meradschaftspflicht aus § 12 SG und die Pflichten zum Verhalten im und außer Dienst aus 

§ 17 SG. Dass es sich um mehrere Verfehlungen rechtsextremistischen Inhalts handele, 

zeige die rechtsextremistische Grundeinstellung des Klägers. Diese Aussagen seien nach 

Art und Schwere geeignet, Kernbereiche der militärischen Ordnung und das Ansehen der 

Bundeswehr nachhaltig zu schädigen. Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten der Begrün-

dung dieser Entscheidung verweist die Kammer auf den genannten Bescheid. 
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Mit Schreiben vom 22. März 2021 legte der Kläger Beschwerde ein. Er rügte die Befragung 

seiner Kameraden als bewusst einseitig und fordernd. Die belastenden Aussagen könnten 

die Zeugen überwiegend nicht bestätigen. Im Ergebnis lasse sich gerade nicht mit an Si-

cherheit grenzender Wahrscheinlichkeit feststellen, dass er die behaupteten Äußerungen 

tatsächlich getroffen habe. 

 

Wegen der Verwendung des Begriffs „Neger“ bestehe keine Wiederholungsgefahr, weil er 

nach Rücksprache mit Hauptmann […] und seinen Kameraden den Begriff nicht mehr ver-

wendet habe. Auch habe er diesbezüglich keinen Vorsatz gehabt, weil er das Wort wertfrei 

verwendet habe. Seine Aussage zur Leistung des Hauptmanns […] in der Mathematik-

Klausur sei positiv gratulierend und anerkennend gemeint gewesen. Die Bezeichnung „Ka-

nacken“ für Menschen osmanischer bzw. arabischer Herkunft habe er ebenfalls nicht be-

nutzt. Er habe auch nie behauptet, die Bundesrepublik Deutschland sei kein souveräner 

Staat. Soweit es Gespräche zu diesem Thema gegeben habe, habe er sich derartige Stand-

punkte nie zu eigen gemacht. Seine Anekdote über die Kontrollbefugnisse der Polizei möge 

sachlich falsch gewesen sein, eine schuldhafte Dienstpflichtverletzung könne darin jedoch 

nicht gesehen werden. Er habe zu keinem Zeitpunkt behauptet, dass Teile Polens und das 

Elsass zu Deutschland gehörten und verwies insoweit auf seine Stellungnahme im Entlas-

sungsverfahren. Ebenso wenig habe er behauptet, dass nur Deutscher sei, wer einen Fa-

milienstammbaum bis 1915 innerhalb des deutschen Reiches habe oder wer im deutschen 

Reich Deutscher gewesen sei. Auch die ihm vorgeworfene Aussage zu Flüchtlingen habe 

er nie getätigt. 

 

Zusammenfassend lasse sich feststellen, dass er durchaus konservativ und patriotisch ein-

gestellt sei. Eine behauptete rechtsextreme, rechtsradikale oder der freiheitlich demokrati-

schen Grundordnung widersprechende Haltung lasse sich jedoch an keiner Stelle begrün-

den. Er habe sich jederzeit und stets mit der freiheitlich demokratischen rechts- und sozial-

staatlichen Ordnung der Bundesrepublik Deutschland identifiziert. Zudem distanziere er 

sich von jeglichen verfassungsfeindlichen Tendenzen. Hinsichtlich der weiteren Einzelhei-

ten der Beschwerdebegründung wird auf die Beschwerdeakte verwiesen. 

 

Die Beklagte wies die Beschwerde des Klägers mit Beschwerdebescheid vom 7. Septem-

ber 2021 zurück. Zur Vermeidung von Wiederholungen verwies sie auf den Entlassungs-

bescheid. Ergänzend führte die Beklagte insbesondere aus, dass die Kameraden des Klä-

gers sachlich befragt worden seien und von sich aus Angaben zu den einzelnen Vorwürfen 

gemacht hätten. Der Kläger sei zudem als zukünftiger Vorgesetzter in Haltung und 
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Pflichterfüllung ein schlechtes Beispiel entgegen seiner Pflicht aus § 10 Abs. 1 SG gewe-

sen. Zur Schuldhaftigkeit der Dienstpflichtverletzungen führte die Beklagte aus, dass der 

Kläger umfassend über die Dienstpflichten eines Soldaten belehrt worden sei. Dass ihm die 

beleidigende und diskriminierende Wirkung des Begriffs „Neger“ nicht bekannt gewesen 

sei, sei unglaubhaft. So habe er dieses Wort mehrfach benutzt, obwohl seine Kameraden 

ihn auf dessen beleidigende und diskriminierende Bedeutung hingewiesen hätten. Auf die 

subjektive Auffassung des Klägers komme es für die Wertung des Begriffs nicht an. Als 

intendierte Ermessensentscheidung gebe § 55 Abs. 5 SG die Entlassung grundsätzlich vor, 

sofern keine atypische Konstellation vorliege. Der Kläger habe keine atypische Situation 

vorgetragen und eine solche sei auch nicht ersichtlich. Hinsichtlich der weiteren Einzelhei-

ten der Begründung verweist die Kammer auf den Beschwerdebescheid. 

 

Der Kläger hat am 29. September 2021 Klage erhoben. 

 

Im Jahr 2024 nahm das Bundeskriminalamt gegen den Kläger Ermittlungen wegen des 

Verdachts der Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung auf. […] 2024 wurde der 

Kläger vorläufig festgenommen und ist seitdem in Untersuchungshaft. Mit Schreiben vom 

19. August 2025 übersandte der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof dem Ver-

waltungsgericht Hamburg einen Sachstandsbericht des Bundeskriminalamts vom 9. April 

2025. Wegen der Einzelheiten dieses Berichts nimmt die Kammer Bezug auf die Gerichts-

akte. 

 

Mit Schreiben vom 3. Dezember 2025 wandte sich der Kläger persönlich an das Verwal-

tungsgericht Hamburg. Er erklärte, dass er sich in der Zeit nach der Bundeswehr als ein-

wandfreier Staatsbürger erwiesen habe. Der Umstand, dass etwaige Fehleinstellungen, wie 

das Ablehnen der BRD, seinen Vorgesetzten nicht früher aufgefallen seien, spreche dafür, 

dass bei ihm keine derartigen Fehleinstellungen vorlägen. Das Verfahren habe 2020 nur 

begonnen, weil Élève-officier […] sich in seiner Ehre verletzt gefühlt habe und seinen Frust 

an ihm, dem Kläger, habe auslassen wollen. Dabei habe Élève-officier […] die Befehlskette 

grob missachtet. Weiterhin sei seine Entlassung unverhältnismäßig. Die Beklagte habe kei-

nes der vielen ihr zur Verfügung stehenden milderen Mittel zur Anwendung gebracht, um 

das unterstellte unerwünschte Verhalten zu verhindern. Angesichts seines damaligen Alters 

hätte höchstwahrscheinlich bereits ein strenger Verweis durch seinen direkten Vorgesetz-

ten das unterstellte unerwünschte Verhalten für immer unterbunden. So sei er über Monate 

an der Hochschule des Heeres verblieben und es sei in den darauffolgenden Monaten keine 

einzige auch nur annähernd unerwünschte Äußerung gefallen. Im Jahr 2019 hätten 
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Soldaten an der Offiziersschule offen den Hitlergruß gezeigt ohne entlassen worden zu 

sein. Vielmehr sei gegen sie lediglich eine zweijährige Beförderungssperre verhängt wor-

den. 

 

Zur weiteren Begründung seiner Klage hat der Kläger im Wesentlichen auf seine bisherigen 

Stellungnahmen und die Beschwerdebegründung verwiesen. Zudem hat er ausgeführt, 

dass ihm die Rechtsprechung zur ehrverletzenden Wirkung des Begriffs „Neger“ nicht be-

kannt gewesen sei, als er diesen Begriff verwendete. Er habe den Hinweis seiner Kamera-

den aber zum Anlass genommen, darüber mit dem Betroffenen, Hauptmann […], selbst zu 

sprechen. Nach diesem Gespräch habe er den Begriff „Neger“ nicht mehr benutzt. Auch 

seine Aussage, wie es denn sein könne, dass „der Schwarze eine 1,3“ bekommen habe, 

sei ebenso wenig diskriminierend, wie wenn er stattdessen gesagt hätte: „der Weiße“ oder 

„der Berliner“. Seine Aussage zu Elsass und Lothringen stelle kein Dienstvergehen dar, weil 

er dies nach Bekunden des Kameraden […] im Spaß gesagt habe. Die Aussagen die er 

selbst eingeräumt habe seien streitbar. Sie begründeten aber keine schuldhafte Dienst-

pflichtverletzung und erst recht keine fristlose Entlassung. Die Beklagte habe ihre Entschei-

dung über seine fristlose Entlassung aus dem Dienst nicht mit der nötigen Ausgewogenheit 

getroffen. Zahlreiche für ihn günstige Aussagen würden weder erwähnt, noch zur Beurtei-

lung mit herangezogen. Er habe zu jeder sich bietenden Gelegenheit beteuert, dass er für 

die freiheitlich demokratische Grundordnung eintrete. Die Einstufung seiner Person als 

Rassist, Reichsbürger bzw. Rechtsextremist sei das Ergebnis einer unausgewogenen, ein-

seitigen und tendenziösen Auswertung der zur Verfügung stehenden Beweismittel. Insoweit 

wäre zu prüfen gewesen, ob ggf. eine andere disziplinarische Maßnahme oder andere ge-

eignete Mittel Einfluss auf sein Verhalten hätten nehmen können. 

 

Der Kläger beantragt, 

 

den Bescheid vom 3. März 2021 in Gestalt des Beschwerdebescheids vom 7. Sep-

tember 2021 aufzuheben und die Hinzuziehung seines Prozessbevollmächtigten im 

Vorverfahren für notwendig zu erklären. 

 

Die Beklagte beantragt, 

  

die Klage abzuweisen. 
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Zur Begründung verweist sie vollumfänglich auf ihr Vorbringen aus dem Verwaltungsver-

fahren und vertieft dieses. Sie führt ergänzend aus, dass es für die Frage einer Dienst-

pflichtverletzung nicht darauf ankomme, dass einzelne Kameraden den Kläger als schlicht 

patriotisch und konservativ bzw. altertümlich beschrieben. Die Kameraden des Klägers hät-

ten ein Gespür dafür bewiesen, wann das Verhaltend es Klägers über eine schlicht konser-

vative Haltung hinausging und wann es unangemessen gewesen sei. Für die Frage der 

Schuldhaftigkeit der hier in Rede stehenden Dienstpflichtverletzungen komme es nicht nur 

auf die subjektive Anschauung des Klägers an, auch fahrlässige Dienstpflichtverletzungen 

seien von § 55 Abs. 5 SG umfasst. So bedürfe es keiner Kenntnis der Rechtsprechung um 

zu wissen, dass die Bezeichnung eines Menschen als „Neger“ diskriminierend sei. Insoweit 

seien die Äußerungen des Klägers zu seinem fehlenden Vorsatz als Schutzbehauptung 

einzustufen. Eine Disziplinarmaßnahme komme nicht in Betracht, wenn – wie hier – der 

Kernbereich der militärischen Ordnung betroffen sei. Bei der Treuepflicht aus § 8 SG und 

der Kameradschaftspflicht aus § 12 SG handele es sich um elementarste Pflichten des Sol-

daten, die die Funktionsfähigkeit der Streitkräfte beträfen. Diese setze insbesondere unein-

geschränktes gegenseitiges Vertrauen voraus. Daneben bestehe auch eine Nachahmungs-

gefahr. Aus dem Verhalten des Klägers nach seiner Entlassung, wie es sich nach dem 

Ermittlungsvermerk des Bundeskriminalamts darstelle, folge auch eine Wiederholungsge-

fahr. 

 

Die Sachakten der Beklagten (der Vorgang zur Entlassung sowie zur Beschwerde und die 

Personalgrundakte) sind Gegenstand der mündlichen Verhandlung gewesen. Bezüglich 

der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die Gerichtsakte sowie diese 

Sachakten verwiesen. 
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Entscheidungsgründe 

 

 

I. Die Klage ist als Anfechtungsklage gemäß § 42 Abs. 1 Var. 1 VwGO statthaft und 

auch im Übrigen zulässig, hat aber in der Sache keinen Erfolg. Die Entlassungsverfügung 

in dem Bescheid vom 3. März 2021 in Gestalt des Beschwerdebescheids vom 7. Septem-

ber 2021 ist rechtmäßig und verletzt den Kläger nicht in seinen Rechten (vgl. § 113 Abs. 1 

Satz 1 VwGO). 

 

Rechtsgrundlage für die formell rechtmäßige Entlassung des Klägers ist § 55 Abs. 5 SG. 

Die Entlassungsverfügung ist auch materiell rechtmäßig. Die Tatbestandsvoraussetzungen 

für eine Entlassung gemäß § 55 Abs. 5 SG liegen vor (dazu unter 1.) und es sind keine 

Ermessensfehler der Beklagten ersichtlich (dazu unter 2.). 

 

1. § 55 Abs. 5 SG bestimmt, dass ein Soldat auf Zeit während der ersten vier Dienst-

jahre fristlos entlassen werden kann, wenn er seine Dienstpflichten schuldhaft verletzt hat 

und sein Verbleiben in seinem Dienstverhältnis die militärische Ordnung oder das Ansehen 

der Bundeswehr ernstlich gefährden würde. Der Grundgedanke der Regelung in § 55 

Abs. 5 SG ist darin zu sehen, dass die Rechtsstellung eines Soldaten auf Zeit in den ersten 

vier Dienstjahren noch nicht so gefestigt ist, dass er nur unter den besonderen materiell- 

und verfahrensrechtlichen Voraussetzungen der Wehrdisziplinarordnung aus dem Dienst-

verhältnis entfernt werden könnte (vgl. Poretschkin/Lucks, Soldatengesetz, 11. Aufl. 2022, 

§ 55 SG Rn. 20). Zweck der fristlosen Entlassung ist nicht die disziplinare Sanktion des 

betroffenen Soldaten auf Zeit, sondern die Abwendung einer drohenden ernstlichen Gefahr 

für die Bundeswehr (vgl. Poretschkin/Lucks, a.a.O., Rn. 21 m.w.N.). Die Vorschrift soll die 

personelle und materielle Einsatzbereitschaft der Bundeswehr gewährleisten. Die fristlose 

Entlassung stellt ein Mittel dar, um eine Beeinträchtigung der uneingeschränkten Einsatz-

bereitschaft zu vermeiden (vgl. BVerwG, Beschl. v. 28.1.2013, 2 B 114/11, juris Rn. 8 

m.w.N.). Erwägungen darüber, ob die Sanktion einer dienstlichen Verfehlung angemessen 

ist und ob der Soldat auf Zeit im Hinblick auf die Art und Schwere der Dienstpflichtverletzung 

als solche noch tragbar oder untragbar ist, sind im Rahmen der fristlosen Entlassung nicht 

anzustellen (vgl. Poretschkin/Lucks, a.a.O., Rn. 21 m.w.N.). 

 

Der Kläger war Soldat auf Zeit. Zum Zeitpunkt seiner Entlassung waren die ersten vier 

Dienstjahre noch nicht verstrichen. Auch die weiteren Voraussetzungen der Norm liegen 

vor. Der Kläger hat seine Dienstpflichten verletzt [dazu unter a)], die Pflichtverletzungen 
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erfolgten jeweils schuldhaft [hierzu unter b)], und das weitere Verbleiben des Klägers in 

seinem Dienstverhältnis würde die militärische Ordnung und das Ansehen der Bundeswehr 

ernstlich gefährden [dazu unter c)]. 

 

a) Der Kläger hat seine Dienstpflichten aus §§ 7, 8, 12 und 17 SG verletzt. Indem er 

die Souveränität der Bundesrepublik Deutschland in Frage gestellt und weitere reichsbür-

gertypische Äußerungen wiedergegeben hat, hat der Kläger seine Treuepflicht aus § 8 

Alt. 2 SG bzw. seine Pflicht zum treuen Dienen aus § 7 SG sowie zum Wohlverhalten aus 

§ 17 SG verletzt [hierzu unter (1)]. Die Aussagen des Klägers zur deutschen Staatsange-

hörigkeit verletzen ebenfalls seine Pflicht zum Eintreten für die freiheitlich-demokratische 

Grundordnung aus § 8 Alt. 2 SG und zum Wohlverhalten aus § 17 SG [hierzu unter (2)]. 

Die wiederholte Verwendung des Begriffs „Neger“ verstößt neben den ebengenannten 

Pflichten aus § 8 Alt. 2 SG und § 17 SG auch gegen die Kameradschaftspflicht aus § 12 

SG [hierzu unter (3)]. In der Gesamtschau lassen die vorgenannten Äußerungen des Klä-

gers auch keinen Zweifel daran, dass er die freiheitlich-demokratische Grundordnung nicht 

im Sinne des § 8 Alt. 1 SG anerkennt [hierzu unter (4)]. 

 

(1) Die aktenkundigen Äußerungen des Klägers insbesondere zur Souveränität der 

Bundesrepublik Deutschland und deutschen Gebieten verstoßen gegen die Pflicht zum Ein-

treten für die freiheitlich demokratische Grundordnung aus § 8 Alt. 2 SG [hierzu unter (aa)] 

bzw. gegen die Pflicht zum treuen Dienen aus § 7 SG [hierzu unter (bb)] und zum Wohlver-

halten aus § 17 SG [hierzu unter (cc)]. 

 

Die Kammer ist davon überzeugt, dass der Kläger zumindest gegenüber Élève-officier […] 

gesagt hat, dass die Bundesrepublik Deutschland kein voll souveräner Staat sei. Diese 

Sichtweise hat der Kläger im Wesentlichen auch in seiner Stellungnahme vom 30. Septem-

ber 2020 vertreten und näher begründet. Der Kläger hat ebenso im Wesentlichen einge-

räumt gesagt zu haben, dass ehemalige Gebiete des deutschen Reiches, wie z.B. Elsass-

Lothringen und einige polnische Gebiete zu „Deutschland“ gehören würden, wobei er dies 

einmal als historische Tatsache dargestellt und ein anderes Mal im Spaß gesagt haben will. 

 

(aa) Gemäß § 8 SG muss ein Soldat die freiheitlich demokratische Grundordnung des 

Grundgesetzes anerkennen und durch sein gesamtes Verhalten für ihre Erhaltung eintre-

ten. Daneben folgt (auch) aus § 37 Abs. 1 Nr. 2 SG, dass ein Soldat auf Zeit die Gewähr 

dafür bieten muss, dass er jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung im 

Sinne des Grundgesetzes eintritt. 
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Die Treuepflicht nach § 8 SG gebietet dem Soldaten, sich mit der Idee der freiheitlichen 

demokratischen, rechts- und sozialstaatlichen Ordnung der Bundesrepublik Deutschland, 

der er dienen soll, zu identifizieren. Identifizieren bedeutet dabei nicht nur, die Grundord-

nung dieses Staates anzuerkennen, sondern verlangt ein Mehr an staatsbürgerlicher Ver-

pflichtung, das dem Soldaten, wie auch dem Richter und Beamten, auferlegt ist. Die Pflicht 

aus § 8 SG verlangt von jedem Soldaten die Bereitschaft, sich zu der Idee des Staates, 

dem er dient, zu bekennen und aktiv für ihn einzutreten. Sie fordert als eine Kernpflicht des 

Soldaten mehr als nur eine formal korrekte, im Übrigen uninteressierte, kühle, innerlich dis-

tanzierte Haltung gegenüber Staat und Verfassung (vgl. VG Hamburg, Urt. v. 29.3.2023, 

21 K 4032/22, juris Rn. 42; vgl. auch zu den vorstehenden Grundsätzen hinsichtlich Beam-

ten bzw. Richtern: BVerfG, Beschl. v. 22.5.1975, 2 BvL 13/73, juris Rn. 42; Beschl. v. 

6.5.2008, 2 BvR 337/08, juris Rn. 17; hinsichtlich Soldaten: BVerwG, Urt. v. 28.9.1990, 

2 WD 27/89, juris Rn. 26; Urt. v. 7.11.2000, 2 WD 18/00, juris Rn. 4; Urt. v. 23.3.2017, 2 WD 

16/16, juris Rn. 67; Poretschkin/Lucks, Soldatengesetz, 11. Aufl. 2022, § 8 SG, Rn. 4). Die 

Verletzung der Treuepflicht aus § 8 SG gehört zu den schwersten denkbaren Pflichtwidrig-

keiten (vgl. VGH München, Beschl. v. 22.6.2022, 6 CS 22.689, juris Rn. 13). 

 

Der Begriff „freiheitlich demokratische Grundordnung“ hat denselben Inhalt wie in Art. 21 

Abs. 2 und 3 GG (vgl. dazu BVerfG, Urt. v. 17.1.2017, 2 BvB 1/13, juris Rn. 530 ff.; Urt. v. 

23.1.2024, 2 BvB 1/19, juris Rn. 247 ff). Ausgangspunkt für die Bestimmung des Begriffs-

inhalts ist danach die Würde des Menschen und das Demokratieprinzip, für das die Mög-

lichkeit gleichberechtigter Teilnahme aller am politischen Willensbildungsprozess sowie die 

Rückbindung der Ausübung von Staatsgewalt an das Volk maßgeblich ist. Schließlich er-

fasst der Begriff den Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit (vgl. BVerwG, Urt. v. 4.11.2021, 

2 WD 25/20, juris Rn. 28.). 

 

Die Verpflichtung zum Eintreten für die freiheitlich demokratische Grundordnung nach § 8 

Alt. 2 SG geht weiter als die Pflicht zu ihrer Anerkennung gemäß § 8 Alt. 1 SG (vgl. BVerwG, 

Urt. v. 12.5.2022, 2 WD 10/21, juris Rn. 20; OVG Münster, Beschl. v. 27.10.2025, 1 B 

926/25, juris Rn. 47 f.). Diese Pflicht besteht im Kern darin, nach außen keinerlei Distanz 

zur oder Ablehnung der verfassungsmäßigen Ordnung der Bundesrepublik Deutschland 

erkennen zu lassen (vgl. Sohm in: Eichen/Metzger/Sohm, Heidelberger Kommentar zum 

Soldatengesetz, 4. Aufl. 2020, § 8 SG Rn. 30; VG Stuttgart, Beschl. v. 9.3.2022, 14 K 

5778/21, juris Rn. 28). Die Verpflichtung zum Eintreten für die freiheitlich demokratische 

Grundordnung gemäß § 8 Alt. 2 SG wird bereits verletzt, wenn ein Soldat sich nicht 
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eindeutig von Bestrebungen distanziert, die diesen Staat und die geltende Verfassungsord-

nung angreifen, bekämpfen und diffamieren. Ein Soldat darf daher auch nicht entgegen 

seiner inneren verfassungstreuen Gesinnung aus Solidarität zu Freunden, aus Übermut, 

aus Provokationsabsicht oder aus anderen Gründen nach außen hin verfassungsfeindliche 

Bestrebungen unterstützen und sich objektiv betrachtet illoyal verhalten (vgl. BVerwG, 

a.a.O., juris Rn. 21; OVG Münster, a.a.O., juris Rn. 49 f.). 

 

Die Pflichten in § 8 SG begrenzen in verfassungsrechtlich zulässiger Weise die Meinungs-

äußerungsfreiheit nach Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG (vgl. BVerfG, Beschl. v. 18.2.1970, 2 BvR 

481/68, juris Rn. 14). Dies schließt nicht aus, an Erscheinungen dieses Staates Kritik üben 

zu dürfen oder für Änderungen der bestehenden Verhältnisse – innerhalb des Rahmens 

der Verfassung und mit den verfassungsrechtlich vorgesehenen Mitteln – eintreten zu kön-

nen. Weder der Staat noch die Gesellschaft haben ein Interesse an unkritischen Beamten 

und Soldaten (vgl. BVerfG, Beschl. v. 22.5.1975, 2 BvL 13/73, juris Rn 42). Dagegen ver-

stoßen Agitationen, die die freiheitlich demokratische Grundordnung herabsetzen, verfas-

sungsrechtliche Wertentscheidungen und Institutionen diffamieren und zum Bruch gelten-

der Gesetze auffordern – den Staat und seine Staatsorgane also nicht lediglich kritisieren, 

sondern deren Legitimität in Frage stellen – gegen die politische Verfassungstreuepflicht 

(vgl. BVerfG, a.a.O. juris Rn. 46, OVG Münster, Beschl. v. 27.10.2025, 1 B 926/25, juris 

Rn. 42 f.). Bei der Würdigung des Verhaltens ist von dem objektiven Erklärungsgehalt aus-

zugehen, wie ihn ein unbefangener Dritter verstehen musste. Dabei sind alle Begleitum-

stände einschließlich des Kontextes und der sprachlichen und gesellschaftlichen Ebene, 

auf der sich die Bekundung bewegt, zu berücksichtigen (vgl. BVerwG, Beschl. v. 5.3.2025, 

2 WDB 1/24, juris Rn. 12; Urt. v. 14.6.2024, 2 WD 11/22, juris Rn. 25 m. w. N.). 

 

Diesen Anforderungen ist der Kläger zur Überzeugung der Kammer nicht gerecht gewor-

den. Aus Sicht eines unbefangenen Dritten lassen seine Äußerungen zur Souveränität der 

Bundesrepublik Deutschland und deutschen Gebieten nicht hinreichend eindeutig Distanz 

zu Bestrebungen erkennen, die diesen Staat und die geltende Verfassungsordnung diffa-

mieren. Es ist schlechterdings unmöglich, die Souveränität des Staats infrage zu stellen 

und gleichzeitig für dessen freiheitlich demokratische Grundordnung einzutreten. Denn die 

Souveränität der Bundesrepublik Deutschland ist Voraussetzung und Grundlage der frei-

heitlich demokratischen Grundordnung nach der obigen Definition und der Legitimität des 

Staates (vgl. zur Leugnung der Staatlichkeit der Bundesrepublik Deutschland: BVerwG, Be-

schl. v. 18.6.2025, 2 WDB 3/25, juris Rn. 27; Beschl. v. 29.6.2022, 2 WDB 3/22, juris Rn. 38; 

Urt. v. 2.12.2021, 2 A 7/21, juris Rn. 30).  
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Ungeachtet der sich im Einzelnen aus der Eintretenspflicht ergebenden Anforderungen ist 

damit jedenfalls ein Verhalten unvereinbar, das in einer für die Reichsbürgerszene typi-

schen Art und Weise die Souveränität der Bundesrepublik Deutschland verneint und ihre 

Staatlichkeit und Legitimation infrage stellt (vgl. BVerwG, Urt. v. 19.3.2025, 2 WD 18/24, 

juris Rn. 35). Ob ein Soldat sich innerlich mit den Reichsbürgern identifiziert oder gar der 

Reichsbürgerszene zugehörig ist, ist dabei unerheblich, solange er nach außen für einen 

unbefangenen Dritten ernsthaft reichsbürgertypische Theorien vertritt (vgl. BVerwG, 

a.a.O.). Zu den für die Reichsbürgerszene typischen Narrativen gehört die fundamentale 

Ablehnung der Legitimität und Souveränität der Bundesrepublik Deutschland (vgl. BVerwG, 

Urt. v. 12.5.2022, 2 WD 10/21, juris Rn. 44; Beschl. v. 18.8.2023, 2 WDB 5/23, juris Rn. 48) 

und die These von der fortwirkenden alliierten Besetzung, die als Beleg für die angeblich 

fehlende Staatlichkeit, Legitimität und Souveränität der Bundesrepublik Deutschland dar-

gestellt wird (vgl. BVerwG, Urt. v. 19.3.2025, 2 WD 18/24, juris Rn. 31). Die Äußerungen 

des Klägers, dass die Bundesrepublik Deutschland kein voll souveräner Staat sei, dass die 

USA in Folge des Zwei-plus-Vier-Vertrages berechtigt seien, in einige Bereiche der deut-

schen Souveränität einzugreifen und dass auch hohe Politiker und Regierungsmitglieder 

wüssten, dass „da einiges im Argen“ liege (vgl. Stellungnahme v. 30.9.2022, Bl. 6 der Ent-

lassungsakte), stellen aus Sicht eines unbefangenen Dritten reichsbürgertypische Äuße-

rungen dar. Damit hat der Kläger den objektiven Eindruck erweckt, der Reichsbürgerbewe-

gung nahe zu stehen, ihr Gedankengut zu vertreten und ihre Ablehnung der Bundesrepublik 

zu teilen. Dass er seinen Angaben nach zu anderen Schlüssen gelangt, als die Reichsbür-

gerszene (die zu „völlig fragwürdigen Ableitungen“ komme, vgl. Stellungnahme v. 

30.9.2020, Bl. 10 der Entlassungsakte), ist für die Verletzung der Pflicht zum Eintreten für 

die freiheitlich demokratische Grundordnung nach dem Ebengesagten unbeachtlich. Denn 

die von ihm vorgetragene innerliche Distanz zu den Positionen der Reichsbürgerszene ist 

nicht nach außen getreten. 

 

Entsprechendes gilt für die Äußerungen des Klägers zur Zugehörigkeit bestimmter Gebiete 

im heutigen Polen und Frankreich zu „Deutschland“ bzw. zum deutschen Reich. Der darin 

zum Ausdruck kommende Geschichts- und Gebietsrevisionismus greift einschlägige Argu-

mentationsmuster der Reichsbürger-Ideologie auf (vgl. VGH München, Urt. v. 10.12.2021, 

16a D 19.1155, juris Rn. 49). An dieser Bewertung ändert auch der Umstand nichts, dass 

der Kläger die Aussage hinsichtlich der Zugehörigkeit von Elsass, Lothringen und einiger 

polnischer Gebiete nur im Spaß getätigt haben will und ein derartiger Spaß in der Bundes-

wehr häufiger gemacht werde. Dies folgt aus mehreren Erwägungen: Erstens legt die 
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Wortwahl des Klägers für einen unbefangenen Dritten nahe, dass er damit Gebiete des 

Deutschen Reichs für das heutige „Deutschland“ beanspruchen wollte. So verwandte der 

Kläger nach eigenen Angaben stets das Begriffspaar „Elsass-Lothringen“. Dabei handelt es 

sich – anders als bei der getrennten Benennung der geographischen Regionen Elsass und 

Lothringens – um ein historisches Reichsland des Deutschen Reichs. Das Elsass und der 

östliche Teil Lothringens wurden 1870/71 als „Reichsland Elsass-Lothringen“ ins Deutsche 

Reich eingegliedert (vgl. Schmidberger, EU-Akzeptanz und europäische Identität im 

deutsch-französischen Grenzgebiet, abrufbar unter https://www.bpb.de/shop/zeitschrif-

ten/apuz/archiv/538543/eu-akzeptanz-und-europaeische-identitaet-im-deutsch-franzoesi-

schen-grenzgebiet/). Wenn der Kläger also über die Zugehörigkeit „Elsass-Lothringens“ 

spricht, bedient er sich aus Sicht eines unbefangenen Dritten geschichtsrevisionistischer 

Sprache. Zweitens ist zu berücksichtigen, dass der Kläger diese Aussage gegenüber einem 

Mitglied der französischen Streitkräfte getätigt hat. Gerade wegen des Bezugs zu Elsass 

und Lothringen musste sich der Kläger darüber im Klaren sein, dass eine derartige Aussage 

gegenüber einem Mitglied der französischen Streitkräfte einen erheblich anderen Kontext 

hat und nicht als „Spaß“ erkannt wird. Drittens kann der Umstand, dass dieser „Spaß“ nach 

Angaben des Klägers in der Bundeswehr häufiger gemacht wird, gerade gegenüber Mit-

gliedern anderer Streitkräfte, dazu führen, dass damit – wenn auch scherzhaft gemeint – 

das Territorium von Nachbarstaaten, mit denen die Bundesrepublik Deutschland eng ver-

bunden ist, in Zweifel gezogen wird. 

 

Außerdem hat der Kläger – was er in seiner Stellungnahme vom 30. September 2020 be-

stätigt – im Kameradenkreis eine Diskussion darüber angestoßen, ob auf einer Deutsch-

landkarte zutreffenderweise die „Bundesrepublik Deutschland“ oder „Deutschland“ abgebil-

det sei. Dadurch suggeriert der Kläger, die beiden Begriffe würden sich gegenseitig aus-

schließen, und die Bundesrepublik Deutschland könne nicht beanspruchen, „Deutschland“ 

zu sein. Auch dies ist aus Sicht eines objektiven Betrachters delegitimierend und greift Ar-

gumentationsmuster der Reichsbürgerszene auf. 

 

Auch die Anekdote über die Führerscheinkontrolle zeigt eine mangelnde Distanz des Klä-

gers zu Bestrebungen, die den Staat diskreditieren. Zum einen stellt es sich für einen un-

befangenen Dritten so dar, dass der Kläger die Handlungsbefugnis der deutschen Staats-

organe in Zweifel zieht, um dadurch die Rechtsstaatlichkeit und Souveränität der Bundes-

republik Deutschland zu delegitimieren. Dass der Kläger die Beschränkungen polizeilicher 

Eingriffsbefugnisse in einen Zusammenhang mit der Souveränität der Bundesrepublik 

Deutschland bringt, ist aus Sicht eines unbefangenen Beobachters zum anderen 
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irreführend. Denn die gesetzlichen Beschränkungen der Befugnisse der Polizei stehen tat-

sächlich in keinem Zusammenhang zur Vollkommenheit der Souveränität der Bundesre-

publik Deutschland. Sie sind vielmehr Ausdruck des Rechtsstaatsprinzips und der Bindung 

der vollziehenden Gewalt an Recht und Gesetz (Vorbehalt und Vorrang des Gesetzes, vgl. 

Art. 20 Abs. 3 GG; vgl. auch statt vieler BVerfG, Beschl. v. 4.4.2006, 1 BvR 518/02, juris 

Rn. 125 m.w.N.). Dies ist kein Beleg für eine etwaige unvollkommene Souveränität der Bun-

desrepublik Deutschland, sondern zeigt im Gegenteil gerade die Kraft dieses Rechtsstaats 

(vgl. BVerfG, a.a.O., juris Rn. 127). Wer rechtsstaatliche Selbstbindung als Souveränitäts-

verlust darstellt, überschreitet aus Sicht eines unbefangenen Dritten die Grenze bloßer Kri-

tik und trägt zur Delegitimierung des Rechtsstaats bei, indem er zentrale verfassungsrecht-

liche Prinzipien als Defizite umdeutet. Dass der Kläger im Rahmen dieser Anekdote nicht 

ausdrücklich die Souveränität der Bundesrepublik Deutschland verneinte, sondern lediglich 

gesagt haben will, er wisse nicht, inwieweit die nicht unbeschränkten Hoheitsrechte der 

deutschen Polizei im Zusammenhang mit der Souveränitätsfrage stünden, entschärft nicht 

den objektiv entstehenden Eindruck, er ziehe mit dieser Anekdote die Souveränität der Bun-

desrepublik Deutschland in Zweifel. Denn der Kläger erzählte diese Anekdote – was er 

auch einräumt – auf die Frage des Élève-officier […] nach der Souveränität der Bundesre-

publik Deutschland. Dass sein Kommentar vorgeblich diese Frage vorgeblich offenlässt, 

genügt nicht zur Distanzierung von Bestrebungen, die den Staat delegitimieren. Wer eine 

derartige, auf Zweifel zielende Fragestellung wählt, muss in Kauf nehmen, dass ein objek-

tiver Dritter daraus den Schluss zieht, er stehe nicht mehr hinter dem Staat des Grundge-

setzes (vgl. zur Verwendung mehrdeutiger Symbole: OVG Münster, Beschl. v. 27.10.2025, 

1 B 926/25, juris Rn.69).  

 

Für die ordnungsgemäße Erfüllung der sich aus § 8 Alt. 2 SG ergebenden Dienstpflicht war 

der Kläger in besonderer Weise verantwortlich, weil er als Offizieranwärter perspektivisch 

Vorgesetztenfunktionen übernommen hätte. Je höher ein Soldat in den Dienstgradgruppen 

steigt, umso größer sind die Anforderungen, die an seine Zuverlässigkeit, sein Pflichtgefühl 

und sein Verantwortungsbewusstsein gestellt werden müssen, und umso schwerer wiegt 

eine Pflichtverletzung, die er sich zu Schulden kommen lässt (vgl. BVerwG, Urt. v. 

28.2.2002, 2 WD 35/01, juris Rn. 9). Der Vorgesetzte soll in seiner Haltung und Pflichterfül-

lung ein Beispiel geben, hat die Pflicht zur Dienstaufsicht und ist für die Disziplin seiner 

Untergebenen verantwortlich (§ 10 Abs. 1 und 2 SG). Soldaten in Vorgesetztenstellung ob-

liegt eine höhere Verantwortung für die Wahrung dienstlicher Interessen. Wegen seiner 

herausgehobenen Stellung ist ein Vorgesetzter in besonderem Maße für die ordnungsge-

mäße Erfüllung seiner Dienstpflichten verantwortlich und unterliegt damit im Falle einer 
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Pflichtverletzung einer verschärften Haftung. Dabei ist nicht erforderlich, dass es der Soldat 

bei seinem Fehlverhalten innerhalb eines konkreten Vorgesetztenverhältnisses an Beispiel-

haftigkeit hat fehlen lassen. Es reicht das Innehaben einer Vorgesetztenstellung aufgrund 

des Dienstgrades aus (vgl. BVerwG, Urt. v. 28.6.2012, 2 WD 34/10, juris Rn. 98; VG Schles-

wig, Beschl. v. 18.8.2014, 12 B 14/14, juris Rn. 35). Die Bundeswehr hat auch einen politi-

schen Bildungsauftrag, der sich insbesondere an Vorgesetzte richtet. So erhalten Soldaten 

nach § 33 Abs. 1 SG staatsbürgerlichen und völkerrechtlichen Unterricht. Alle Soldatinnen 

und Soldaten haben die Pflicht, sich politisch zu informieren und sich um Wissen und Bil-

dung zu bemühen, damit sie dem Leitbild vom „Staatsbürger in Uniform“ gerecht werden. 

Politische Bildung ist eines der hauptsächlichen Gestaltungsfelder der sogenannten „Inne-

ren Führung“ (vgl. Zentrale Dienstvorschrift A-2600/1, Ziff. 509, 602, 627 sowie Zentrale 

Dienstvorschrift A-2620/1). Dieser besonderen Verantwortung ist der Kläger nicht gerecht 

geworden. Insoweit war von dem Kläger eine besondere Sensibilität im Umgang mit mög-

licherweise staatsnegierenden Äußerungen und eine deutliche Distanzierung von ebensol-

chen zu fordern. Stattdessen hat der Kläger sich skeptisch hinsichtlich der Souveränität der 

Bundesrepublik Deutschland geäußert und die territorialen Grenzen der Nachkriegsord-

nung objektiv in Zweifel gezogen. 

 

(bb) Soweit die obigen Aussagen des Klägers nicht gegen die Pflicht aus § 8 Alt. 2 SG 

verstoßen, begründen sie jedenfalls einen Verstoß gegen die Grundpflicht des § 7 SG. Der 

Soldat hat danach die Pflicht, der Bundesrepublik Deutschland treu zu dienen und das 

Recht und die Freiheit des deutschen Volkes tapfer zu verteidigen. Aus der Pflicht des Sol-

daten zu treuem Dienst lassen sich die wesentlichen soldatischen Pflichten ableiten. Dazu 

gehört die Pflicht zur Loyalität gegenüber dem Staat, seinen Organen und seiner Rechts-

ordnung (vgl. BVerwG, Beschl. v. 28.8.2025, 1 WB 39.24, juris Rn. 24; Urt. v. 28.2.2002, 

2 WD 35.01, juris Rn. 3) Aus ihr folgt auch die Pflicht, zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit 

der Bundeswehr beizutragen und alles zu unterlassen, was diese in ihrem durch die Ver-

fassung und diese konkretisierende Gesetze festgelegten Aufgabenkreis schwächen 

könnte (vgl. BVerwG, Beschl. v. 28.8.2025, a.a.O.; Urt. v. 15.12.2017, 2 WD 1/17, juris 

Rn. 66; Urt. v. 21.6.2005, 2 WD 12/04, juris Rn. 326 m.w.N.). Bezugsobjekt der Pflicht zum 

Treuen Dienen ist als Dienstherrin die Bundesrepublik Deutschland. Deren Souveränität 

setzt diese Pflicht voraus. Denn nur ein souveräner Staat kann eigene Streitkräfte aufstellen 

und Gehorsam von ihnen verlangen. Mit seinen Äußerungen insbesondere zur Souveräni-

tät der Bundesrepublik Deutschland fügt der Kläger dem Selbstverständnis der Bundeswehr 

als Organ der Bundesrepublik Deutschland Schaden zu, verunsichert andere Soldaten in 
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ihrer Loyalität gegenüber ihrem Dienstherrn, und beeinträchtigt dadurch die Funktionsfä-

higkeit der Bundeswehr (vgl. BVerwG, Urt. v. 28.2.2002, a.a.O.). 

 

(cc) Mit den ebengenannten Äußerungen des Klägers geht eine Verletzung der Wohl-

verhaltenspflicht nach § 17 Abs. 2 Satz 1 SG einher (vgl. BVerwG, Urt. v. 19.3.2025, 2 WD 

18/24, juris Rn. 36; Urt. v. 12.5.2022, 2 WD 10/21, juris Rn. 41). Danach muss das Verhal-

ten des Soldaten dem Ansehen der Bundeswehr sowie der Achtung und dem Vertrauen 

gerecht werden, die sein Dienst erfordert. Jeder Verstoß eines Soldaten gegen eine ge-

setzliche Dienstpflicht, die dem § 17 SG vorangestellt ist, enthält zugleich einen Verstoß 

gegen § 17 Abs. 2 Satz 1 SG, wenn dem festgestellten Verhalten unabhängig von anderen 

Pflichtverstößen die Eignung zur Ansehensminderung innewohnt (vgl. BVerwG, Urt. v. 

22.4.2021, 2 WD 15/20, juris Rn. 25). Die Achtungs- und die Vertrauenswürdigkeit eines 

Soldaten können durch sein Verhalten schon dann Schaden nehmen, wenn es Zweifel an 

seiner Zuverlässigkeit weckt oder seine Eignung für die jeweilige Verwendung in Frage 

stellt. Ein Soldat bedarf der Achtung seiner Kameraden und Untergebenen sowie des Ver-

trauens seiner Vorgesetzten, um seine Aufgaben so zu erfüllen, dass der gesamte Ablauf 

des militärischen Dienstes gewährleistet ist (vgl. BVerwG, Urt. v. 16.10.2025, 2 WD 1.25, 

juris Rn. 34). Denn nur derjenige Soldat, der das Vertrauen seiner Vorgesetzten genießt, 

ist uneingeschränkt für alle erforderlichen Aufgaben einsetzbar und verwendbar. Die Ein-

satz- und Verwendungsbreite des Soldaten nimmt parallel zum Umfang des Vertrauensver-

lustes ab, so dass der Soldat im Extremfall nur noch unter ständiger Aufsicht Dritter seinen 

Dienst verrichten könnte, wodurch die Einsatzfähigkeit der Einheit leiden würde (vgl. 

VG Köln, Urt. v. 13.8.2025, 23 K 6483/23, juris Rn. 84). Für die Feststellung eines Versto-

ßes gegen diese Vorschrift kommt es nicht darauf an, ob eine Ansehensschädigung im 

konkreten Fall tatsächlich eingetreten ist. Es reicht vielmehr aus, dass das Verhalten des 

Soldaten geeignet war, eine ansehensschädigende Wirkung auszulösen (vgl. BVerwG, 

Urt. v. 16.10.2025, a.a.O.; Urt. v. 22.4.2021, a.a.O.). Die oben gewürdigten Äußerungen 

des Klägers waren sowohl geeignet, das Ansehen der Bundeswehr als auch seine Achtung 

bei Gleichgestellten und das Vertrauen seiner Vorgesetzten ernsthaft zu beeinträchtigen 

(vgl. zu reichsbürgernahen Äußerungen: BVerwG Urt. v. 19.3.2025, 2 WD 18/24, juris 

Rn. 36). 

 

(2) Die Äußerungen des Klägers zur deutschen Staatsangehörigkeit verletzen ebenfalls 

seine Pflichten zum Eintreten für die freiheitlich demokratische Grundordnung aus § 8 Alt. 2 

SG und zum Wohlverhalten aus § 17 Abs. 2 Satz 1 SG. 
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Insoweit hat der Kläger gesagt, dass nach dem Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz 

Deutscher sei, wer über amtliche Dokumente seine Abstammung aus dem Deutschen 

Reich nachweisen könne. Dies hat der Kläger in seiner Stellungnahme vom 30. September 

2020 bestätigt und den Kerngehalt dieser Aussage wiederholt. 

 

Diese Äußerungen stellen aus Sicht eines objektiven Dritten ebenfalls eine nicht hinrei-

chende Distanzierung von dem Gedankengut der Reichsbürgerszene dar. Die Berufung auf 

das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz von 1913 ist typisch für die Reichsbür-

gerszene, üblicherweise zur Beantragung eines „Staatsangehörigkeitsausweises“ (vgl. 

BVerwG, Urt. v. 12.5.2022, 2 WD 10/21, juris Rn. 26). Dabei berücksichtigt die Kammer 

auch die Begleitumstände der obengenannten Äußerungen sowie den weiteren Kontext, in 

dem diese Diskussion stattgefunden hat. Insoweit ist zunächst in den Blick zu nehmen, was 

der Kläger im unmittelbaren Zusammenhang seiner Äußerung nicht gesagt hat: Er hat etwa 

unterlassen, die Erlangung der deutschen Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung zu er-

wähnen. So entsteht für einen objektiven Betrachter der Eindruck, der Kläger habe gemeint, 

die deutsche Staatsangehörigkeit könne ausschließlich durch Abstammung gemäß dem 

Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz von 1913 erworben werden. Eine derartige völki-

sche Abstammung ist ein zentraler Bestandteil der Ideologie der Reichsbürgerszene 

(vgl. Langenkamp/Borkel, Zwischen Verharmlosung und konsequentem Vorgehen – 

Reichsbürger:innen als Gegenstand juristischer Auseinandersetzung, v. 30.10.2024, abruf-

bar unter https://www.bpb.de/themen/rechtsextremismus/infopool-rechtsextremis-

mus/555625/zwischen-verharmlosung-und-konsequentem-vorgehen). Die Erwähnung der 

Einbürgerung war indes geboten, um eindeutig klarzustellen, dass der Kläger das geltende 

Staatsangehörigkeitsrecht der Bundesrepublik Deutschland anerkennt und nicht mit völki-

schen Staatsbildern sympathisiert. Dass der Kläger diese Information in seiner Stellung-

nahme vom 30. September 2020 nachschiebt, ist zu spät, um den objektiv entstandenen 

Eindruck, er sympathisiere mit dem Gedankengut der Reichsbürgerszene, noch zu entkräf-

ten. Die Pflichtverletzung war bereits vor der Stellungnahme vom 30. September 2020 voll-

endet (vgl. OVG Münster, Beschl. v. 27.10.2025, 1 B 926/25, juris Rn. 76). Weiterhin nimmt 

die Kammer in den Blick, dass der Kläger für einen unbefangenen Dritten auch ansonsten 

durch reichsbürgernahe Äußerungen aufgefallen ist. Insoweit ist auf die obigen Ausführun-

gen zu verweisen. Vor diesem Hintergrund ist es naheliegend, dass ein unbefangener Drit-

ter aus den Äußerungen des Klägers den Eindruck einer ernsthaften Sympathie mit Positi-

onen der Reichsbürgerszene gewinnt. Auch insoweit war der Kläger als zukünftiger Vorge-

setzter im Sinne des § 10 SG besonders verpflichtet, sich nicht missverständlich auszudrü-

cken. 
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Wie bereits ausgeführt, folgt aus diesen Äußerungen daneben ein Verstoß gegen die Pflicht 

zum Wohlverhalten aus § 17 Abs. 2 Satz 1 SG. Insoweit gelten die obigen Ausführungen 

zur Treuepflicht entsprechend. 

 

(3) Indem der Kläger wiederholt den Begriff „Neger“ verwendete, hat er sowohl seine 

Verpflichtung zum Eintreten für die freiheitlich demokratische Grundordnung gemäß § 8 

Alt. 2 SG [hierzu unter (aa)] als auch die Kameradschaftspflicht aus § 12 SG [hierzu unter 

(bb)] und seine Wohlverhaltenspflicht aus § 17 Abs. 2 Satz 1 [hierzu unter (cc)] verletzt. 

 

Der Kläger hat eingeräumt, Hauptmann […] mehrfach als „Neger“ bezeichnet zu haben. 

Darüber hinaus hat der Kläger einen Kameraden in Bezug auf Hauptmann […] gefragt, wie 

es denn sein könne, dass „der Schwarze eine 1,3“ (in einer Mathematik--Klausur) habe. 

Außerdem hat er eingeräumt gesagt zu haben: „Die Neger machen da so Sachen, die wir 

hier nicht verstehen“. Diese eingeräumten Aussagen bestätigen die Kameraden des Klä-

gers in ihren jeweiligen Befragungen. 

 

(aa) Diese Aussagen lassen keine hinreichende Distanz zu der freiheitlich demokrati-

schen Grundordnung widersprechendem, rassistischen Gedankengut erkennen. Nach dem 

objektiven Erklärungsgehalt, wie ihn ein unbefangener Dritter verstehen musste, handelte 

es sich dabei um eine rassistische Abwertung des Hauptmanns […] im Besonderen und 

Schwarzer Menschen im Allgemeinen. Grundsätzlich wird der Begriff „Neger“ gesellschaft-

lich als abwertend verstanden, weil die Verwendung dieses Begriffs eine enge Verbindung 

zur Sklaverei im Kolonialismus und der geschichtlich bestehenden „Rassentrennung“ auf-

weist (zur Einstufung sowohl des Begriffs „Neger“ als auch „Nigger“ als rassistische Abwer-

tung der Ehre und der Würde der betroffenen Person siehe auch: BVerwG, 

Urt. v. 23.3.2017, 2 WD 16/16, juris Rn. 52). Derartige rassistische Äußerungen verstoßen 

gegen die Grundsätze der freiheitlichen demokratischen Grundordnung (vgl. BVerwG, Be-

schl. v. 14.3.2024, 2 WDB 12/23, juris Orientierungssatz sowie Rn. 24 ff.; vgl. auch 

BVerwG, Beschl. v. 2.9.2022, 2 WDB 6/22, juris Rn. 35 a.E.). Die Verwendung des Begriffs 

„Neger“ ist – abhängig vom Kontext – als nicht mit der Menschenwürde vereinbar zu quali-

fizieren (vgl. OVG Lüneburg, Urt. v. 24.4.2025, 3 LD 14/23, juris Rn. 92). Weiterhin ist in 

Art. 3 Abs. 3 S. 1 Var. 3 GG niedergelegt, dass niemand wegen seiner Rasse benachteiligt 

werden darf (unabhängig von der Diskussion über die Adäquanz des dort verwendeten 

Wortes „Rasse“). Aus dem Zusammenhang, in dem dieser Begriff fällt, kann sich zwar er-

geben, dass er im konkreten Fall nicht abwertend gemeint ist; das Wort kann beispielsweise 



- 23 -  
 
 
 

 
- 24 - 

 

zitierend oder ironisch verwendet oder benutzt werden, um über das Wort, seine Verwen-

dung und seine Verwendbarkeit zu sprechen. Es kann dann im jeweiligen Fall geeignet 

sein, zur inhaltlichen Auseinandersetzung beizutragen oder zur entsprechenden Sensibili-

sierung anzuhalten, etwa im Rahmen geschichtlicher Quellenkritik bei der Auswertung von 

Originalquellen aus der Kolonialzeit oder bei der Darstellung und Vermittlung geschichtli-

cher/politischer Unterrichtsinhalte (vgl. OVG Lüneburg, a.a.O.). Ein solcher Zusammen-

hang ist hier aber nicht erkennbar. Der Kläger hat den Begriff nicht etwa im Rahmen einer 

inhaltlichen Auseinandersetzung mit dem Thema Rassismus verwendet, sondern zur Be-

zeichnung des Hauptmanns […] bzw. Schwarzer Menschen insbesondere in Afrika. Aus 

Sicht eines unbefangenen Dritten hat er sich damit den Begriff „Neger“ für Schwarze Men-

schen zu Eigen gemacht, was der Kläger im Übrigen auch insbesondere in seiner Stellung-

nahme vom 23. November 2020 ausdrücklich einräumt (vgl. Bl. 109 ff. der Entlassungs-

akte). 

 

Die Begleitumstände entlasten den Kläger nicht; vielmehr verschärfen sie den bei einem 

unbefangenen Dritten entstehenden Eindruck, dass der Kläger Schwarze Menschen ras-

sistisch herabwürdigt. 

 

So legt insbesondere der Kontext zu der Äußerung des Klägers zum sehr guten Ergebnis 

des Hauptmanns […] in der Mathematik-Klausur nahe, dass der Kläger Schwarze Men-

schen für kognitiv minderbemittelt hält. Die Stellungnahme des Klägers vom 23. November 

2020 ändert an dieser Bewertung nichts. Darin erklärt der Kläger, seine zum Ausdruck ge-

kommene Verwunderung sei anerkennend gemeint gewesen und insbesondere darauf be-

zogen gewesen, dass Hauptmann […] trotz Sprachschwierigkeiten in einem schweren Fach 

gute Leistungen erzielt habe (vgl. Bl. 112 der Entlassungsakte). Die subjektive Absicht des 

Klägers ist in diesem Zusammenhang indes unbeachtlich, da sie sich nicht auf den objekti-

ven Erklärungsgehalt seiner Äußerung durchgeschlagen ist. Insoweit ist insbesondere zu 

beachten, dass für einen unbefangenen Dritten die Verwunderung des Klägers über die 

gute Leistung des Hauptmanns […] in unmittelbarem Zusammenhang mit seiner Hautfarbe 

fiel. 

 

Auch die belegten bzw. eingeräumten Begleitumstände zu der weiteren Verwendung des 

Begriffs „Neger“ durch den Kläger – nämlich, dass „die Neger“ Dinge täten, „die wir hier 

nicht verstehen“ – mussten in einem unbefangenen Dritten den Eindruck verstärken, dass 

der Kläger „Neger“ als rassistische Abwertung verwendet. Aus Sicht eines objektiven Be-

trachters wertet dieser Satz die Gewohnheiten Schwarzer Menschen insbesondere in Afrika 



- 24 -  
 
 
 

 
- 25 - 

 

pauschal ab. Erstens arbeitet diese Aussage mit einer pauschalisierenden und rassifizie-

renden Kollektivzuschreibung, indem sie sehr unterschiedliche Menschen und Gesellschaf-

ten zu einer homogenen Gruppe zusammenfasst und ihnen ein einheitliches, fremdartiges 

Handeln zuschreibt. Zweitens ist, was hier als nicht verständlich bezeichnet wird, bei nähe-

rer Betrachtung gut erklärbar und folgt nachvollziehbaren, kontextabhängigen Rationalitä-

ten. Die behauptete Unverständlichkeit sagt weniger über die beschriebenen Praktiken aus, 

als über die fehlende Fähigkeit oder Bereitschaft des Klägers, soziale, ökonomische oder 

ökologische Lebensrealitäten der afrikanischen Bevölkerung zu reflektieren. Die Verneh-

mungen der Kameraden des Klägers bestätigen die Kammer in ihrer Auffassung, dass 

diese Äußerungen von unbefangenen Dritten als rassistisch abwertend aufgefasst wurden. 

So haben diese ganz überwiegend erklärt, die Äußerungen des Klägers als inakzeptabel 

wahrgenommen zu haben (vgl. etwa Vernehmung […] v. 24.7.2020, Bl. 28R der Entlas-

sungsakte; Vernehmung […] v. 18.8.2020, Bl. 48R der Entlassungsakte; Vernehmung […] 

v. 19.8.2020, Bl. 52 der Entlassungsakte; Vernehmung […] v. 19.8.2020, Bl. 54R f. der 

Entlassungsakte). 

 

Für die ordnungsgemäße Erfüllung der sich aus § 8 Alt. 2 SG ergebenden Dienstpflicht war 

der Kläger auch in diesem Zusammenhang in besonderer Weise verantwortlich, weil er als 

Offizieranwärter perspektivisch Vorgesetztenfunktionen übernommen hätte. Als zukünftiger 

Vorgesetzter war der Kläger zu einer besonderen Sensibilität im Umgang mit abwertenden 

und rassistischen Begriffen verpflichtet. Dass die Haltung des Klägers auch ein schlechtes 

Beispiel für etwaige Untergebene gewesen wäre, ergibt sich bereits aus den obigen Aus-

führungen. 

 

(bb) Aus diesen Aussagen folgt auch ein Verstoß gegen die Pflicht zur Kameradschaft 

aus § 12 SG. Danach beruht der Zusammenhalt der Bundeswehr wesentlich auf Kamerad-

schaft (§ 12 Satz 1 SG). Sie verpflichtet alle Soldaten, die Würde, die Ehre und die Rechte 

des Kameraden zu achten und ihm in Not und Gefahr beizustehen (§ 12 Satz 2 SG). Das 

schließt gegenseitige Anerkennung, Rücksicht und Achtung fremder Anschauungen ein 

(§ 12 Satz 3 SG). Die Erfüllung der dienstlichen Aufgaben erfordert im Frieden und in noch 

höherem Maße im Einsatzfalle gegenseitiges Vertrauen sowie das Bewusstsein, sich jeder-

zeit aufeinander verlassen zu können. Daher ist es unerheblich, ob ein Soldat gegenüber 

dem Betroffenen die Absicht hatte, ihn durch sein Verhalten zu demütigen. Denn das Gebot, 

die Würde, die Ehre und die Rechte von Kameraden zu achten, ist nicht nur um des einzel-

nen Soldaten willen in das Soldatengesetz aufgenommen worden, sondern soll Handlungs-

weisen verhindern, die auch objektiv geeignet sind, den militärischen Zusammenhalt und 
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das gegenseitige Vertrauen sowie die Bereitschaft zum gegenseitigen Einstehen zu gefähr-

den (vgl. BVerwG, Urt. v. 23.6.2016, 2 WD 21/15, juris Rn. 30 m.w.N.; VGH München, Be-

schl. v. 19.4.2018, 6 CS 18.580, juris Rn. 15). 

 

Die Äußerungen des Klägers sind objektiv geeignet, das gegenseitige Vertrauen sowie die 

Bereitschaft zum gegenseitigen Einstehen zu gefährden. Der Kläger brachte durch die Ver-

wendung des Wortes „Neger“ wie oben beschrieben seine Nichtachtung des Hauptmanns 

[…] zum Ausdruck. Es ist unerheblich, dass der Kläger den Hauptmann […] selbst nie in 

dessen Gegenwart so nannte. Im Gegenteil, gerade der Umstand, dass der Kläger diesen 

Begriff zur Bezeichnung des Hauptmanns […] nur gegenüber anderen Kameraden verwen-

dete, konnte objektiv bei diesen den Eindruck entstehen lassen, dass der Kläger sich der 

abwertenden Wirkung dieses Wortes bewusst war und es zur gezielten Ausgrenzung des 

Hauptmanns […] verwendete. Die Beeinträchtigung der Kameradschaft wird auch dadurch 

deutlich, dass der Kläger durch mehrere Kameraden darauf hingewiesen wurde, dass eine 

derartige Bezeichnung des Hauptmanns […] nicht in Ordnung sei (vgl. Vernehmung […] v. 

24.7.2020, Bl. 28R der Entlassungsakte; Vernehmung […] v. 18.8.2020, Bl. 48R der Ent-

lassungsakte; Vernehmung […] v. 19.8.2020, Bl. 54R f. der Entlassungsakte). 

 

Dem Verstoß gegen die Kameradschaftspflicht kommt hier überdies besondere Bedeutung 

zu, weil der Kläger – wie bereits ausgeführt – als Offizieranwärter perspektivisch Vorge-

setztenfunktion ausgeübt hätte. Insoweit gelten die obigen Ausführungen entsprechend. 

Hinzu kommt, dass in der Bundeswehr auch Schwarze Menschen dienen und dem Kläger 

möglicherweise unterstellt worden wären. Angesichts seiner Äußerungen hätte die objek-

tive Gefahr bestanden, dass diese dem Kläger kein uneingeschränktes Vertrauen entge-

gengebracht hätten, wie es zur Erfüllung der dienstlichen Aufgaben im Frieden und in noch 

höherem Maße im Einsatzfalle erforderlich gewesen wäre. Das im dienstlichen Miteinander 

entstehende Konfliktpotenzial würde dadurch verschärft, dass sich ein Untergebener ras-

sistischen Äußerungen eines Vorgesetzten kaum entziehen kann (vgl. auch BVerwG, 

Urt. v. 22.1.1997, 2 WD 24/96, juris Rn. 19). 

 

(cc) Auch insoweit verstieß der Kläger daneben gegen seine Pflicht zum Wohlverhalten 

aus § 17 Abs. 2 Satz 1 SG, aus den zur Treuepflicht genannten, entsprechend geltenden 

Gründen. 

 

(4) In der Gesamtschau begründen die oben beschriebenen Äußerungen des Klägers 

zur Überzeugung der Kammer darüber hinaus eine Verletzung der Pflicht zur Anerkennung 
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der freiheitlich demokratischen Grundordnung nach § 8 Alt. 1 SG (vgl. BVerwG, Urt. v. 

1.12.2022, 2 WD 1/22, juris Rn. 33 m.w.N.; zum Verhältnis zwischen § 8 Alt. 1 und 2 SG: 

BVerwG, Beschl. v. 26.4.2022, 2 WDB 4/22, juris Rn. 28; zur Parallelvorschrift des § 33 

Abs. 1 Satz 3 BeamtStG: OVG Lüneburg, Beschl. v. 29.10.2025, 3 OD 5/25, juris Rn. 17). 

Zum einen hängt der Kläger einem völkisch-abstammungsmäßigen bzw. verfassungswidri-

gem Staatsvolksbegriff an [hierzu unter (aa)]. Der Kläger akzeptiert darüber hinaus nicht 

die Bundesrepublik Deutschland und ihre freiheitlich demokratische Grundordnung als al-

leinige deutsche staatliche Ordnung [hierzu unter (bb)]. Das Bekenntnis des Klägers zur 

freiheitlich demokratischen Grundordnung fällt demgegenüber nicht ausschlaggebend ins 

Gewicht [hierzu unter (cc)]. 

 

(aa) Die Äußerungen des Klägers in seinen Stellungnahmen vom 30. September und 

vom 23. November 2020 belegen zur Überzeugung der Kammer zunächst, dass der Kläger 

von einem völkisch-abstammungsmäßigen Staatsvolksbegriff ausgeht. Jedenfalls ist die 

Kammer aber davon überzeugt, dass das Staatsvolksverständnis des Klägers der unbe-

dingten, insbesondere von Hautfarbe und Abstammung unabhängigen, Geltung der Men-

schenwürde in der freiheitlich demokratischen Grundordnung widerspricht. 

 

Der Kläger hat in seiner Stellungnahme vom 30. September 2020 angedeutet, dass er ne-

ben dem Begriff des „Deutschen“ im Sinne des Grundgesetzes und Staatsangehörigkeits-

rechts eine eigenständige, außerhalb des geltenden Rechts angesiedelte Begriffsdefinition 

vertritt. So hat der Kläger ausgeführt, dass „weder Artikel 116 des Grundgesetzes noch das 

Staatsangehörigkeitsrecht eine absolute Deutungshoheit über den Begriff Deutsch aus[wei-

sen]“. Daneben hat der Kläger das Grundgesetz und das Staatsangehörigkeitsgesetz aus-

zugsweise dahingehend zitiert, dass diese bestimmten, wer Deutscher „im Sinne dieses 

Grundgesetzes“ bzw. „im Sinne dieses Gesetzes“ sei. Dazu hat er ausgeführt: „Diese An-

sicht teile ich vollauf und jede weiterführende Auslegung ist meine Privatsache, steht aber 

in keinem Widerspruch zu diesen Gesetzen.“ Diese Relativierung der verfassungsrechtli-

chen Definition des „Deutschen“ unter gleichzeitiger Eröffnung eines nicht definierten eige-

nen Deutschenbegriffs legt ein verfassungswidriges Staatsvolksverständnis nahe. Aus die-

sen Äußerungen des Klägers kann geschlossen werden, dass er persönlich entgegen den 

Bestimmungen des Grundgesetzes nicht alle Menschen mit deutscher Staatsangehörigkeit 

auch als „Deutsche“ im Sinne seiner privaten Auffassung akzeptiert. Dies ist umso proble-

matischer als der Kläger gemäß § 7 SG die Pflicht hat, insbesondere die Freiheit des deut-

schen Volkes tapfer zu verteidigen. Mit dem Begriff des Deutschen Volkes meint das Ge-

setz im Einklang mit Art. 116 GG zuvorderst die Staatsangehörigen der Bundesrepublik 
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Deutschland (Metzger in: Eichen/Metzger/Sohm, Heidelberger Kommentar zum Soldaten-

gesetz, 4. Aufl. 2020, § 7 SG, Rn. 29). Der Kläger sieht jedoch offenbar bestimmte Perso-

nen nach seiner Auffassung nicht als Angehörige des deutschen Volkes in diesem Sinne 

an. 

 

Durch das Hinzukommen weiterer Umstände wird zur Überzeugung der Kammer jede an-

dere, noch im Einklang mit der Verfassung stehende Deutung fernliegend. So hat der Klä-

ger sich – wie bereits ausführlich gewürdigt – mehrfach in einer Weise geäußert, die eine 

Nähe zur Reichsbürgerszene erkennen lässt, deren Volksverständnis maßgeblich auf Ab-

stammung beruht (vgl. Langenkamp/Borkel, Zwischen Verharmlosung und konsequentem 

Vorgehen – Reichsbürger:innen als Gegenstand juristischer Auseinandersetzung, v. 

30.10.2024, abrufbar unter https://www.bpb.de/themen/rechtsextremismus/infopool-rechts-

extremismus/555625/zwischen-verharmlosung-und-konsequentem-vorgehen). Daneben 

stellen die wiederholten Aussagen des Klägers über Schwarze Menschen ein weiteres Indiz 

für rassistisch geprägte Denkmuster dar und lassen Zweifel an einem mit der freiheitlich 

demokratischen Grundordnung vereinbaren Verständnis von Menschenwürde erkennen. 

Insoweit sei zunächst auf die obigen Ausführungen zu der Verwendung des Begriffs „Neger“ 

durch den Kläger verwiesen. In der Zusammenschau mit der Stellungnahme vom 23. No-

vember 2020 zu dem Satz „Die Neger machen da so Sachen, die wir hier nicht verstehen“ 

verdichtet sich der zuvor gewonnene Eindruck und legt nahe, dass den oben gewürdigten 

Äußerungen rassistisch geprägte Denkmuster zugrunde liegen. So erklärt der Kläger in die-

ser Stellungnahme etwa, dass in Ägypten Häuser „auf meist primitive, zugegebenermaßen 

aber ungleich einfallsreiche Art“ gebaut oder saniert würden. Die Dichotomie von „primitiv“ 

bzw. rückständig und modern bzw. fortschrittlich – implizit: westlich – ist eng mit rassisti-

schen und kolonialen Weltbildern verknüpft. So unterstellt der Begriff mangelnde Rationali-

tät, fehlende Technik und geringeren zivilisatorischen Status (vgl. Europeana Foundation, 

DE-BIAS: Vokabular – Deutsch, S. 90, abrufbar unter https://pro.europeana.eu/page/the-

de-bias-vocabulary; Hsu, Rethinking the Concept „Primitive“, Current Anthropology Vol. 5 

Number 3, 169,178). Das nachgeschobene aufwertende Gegenwicht durch das Attribut 

„einfallsreich“ gleicht diese Abwertung nicht ab, sondern stellt nach objektiven Empfänger-

horizont in diesem Kontext vielmehr eine paternalistische Umdeutung dar. 

 

Andere naheliegende Deutungen des Staatsvolksverständnis des Klägers sind nicht er-

sichtlich. Der pauschale Hinweis des Klägers, seine private Auslegung des Begriffs „Deut-

scher“ stehe nicht im Widerspruch zu den geltenden Gesetzen, vermag diese Schlussfol-

gerung nicht zu entkräften. Bereits begrifflich bleibt unklar, wie ein über die 
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verfassungsrechtliche Definition hinausgehendes – mithin von ihr abweichendes – Begriffs-

verständnis bestehen kann, ohne zugleich in Widerspruch zu ihr zu treten. Da der Kläger 

ausdrücklich davon absieht, diese behauptete Übereinstimmung näher zu erläutern, ver-

bleibt es bei einer bloßen Behauptung ohne nachvollziehbare Substantiierung. Wer erklärt, 

neben dem verfassungsrechtlich normierten Verständnis des „Deutschen“ ein eigenständi-

ges, hiervon abweichendes Begriffsverständnis zu vertreten, kann sich nicht darauf be-

schränken, dessen Verfassungskonformität pauschal zu behaupten. Unter diesen Umstän-

den ist die Schlussfolgerung gerechtfertigt, dass der Kläger ein vom Grundgesetz gelöstes 

– und damit verfassungsrechtlich problematisches – Volksverständnis vertritt. Es trifft im 

Übrigen auch nicht zu, dass es die Privatsache des Klägers ist, wie er zu diesen Regelun-

gen des Grundgesetzes steht. Darin kommt eine uninteressierte, kühle, innerlich distan-

zierte Haltung gegenüber Staat und Verfassung zum Ausdruck, die nicht mit der Pflicht aus 

§ 8 SG vereinbar ist (vgl. VG Hamburg, Urt. v. 29.3.2023, 21 K 4032/22, juris Rn. 42; vgl. 

auch zu den vorstehenden Grundsätzen hinsichtlich Beamten bzw. Richtern: BVerfG, Be-

schl. v. 22.5.1975, 2 BvL 13/73, juris Rn. 42; Beschl. v. 6.5.2008, 2 BvR 337/08, juris Rn. 17; 

hinsichtlich Soldaten: BVerwG, Urt. v. 28.9.1990, 2 WD 27/89, juris Rn. 26; Urt. v. 

7.11.2000, 2 WD 18/00, juris Rn. 4; Urt. v. 23.3.2017, 2 WD 16/16, juris Rn. 67; Poretsch-

kin/Lucks, Soldatengesetz 11. Aufl. 2022, § 8 SG, Rn. 4). Auch in seinen weiteren Stellung-

nahmen hat der Kläger an keiner Stelle Auffassungen geäußert, die den Schluss auf ein 

verfassungswidriges Staatsvolkverständnis entkräften würden. 

 

(bb) Die Kammer ist darüber hinaus davon überzeugt, dass der Kläger die Bundesrepub-

lik Deutschland und deren freiheitlich demokratische Grundordnung nicht als alleinige deut-

sche staatliche Ordnung akzeptiert, sondern von der Existenz eines neben ihr bestehenden 

„Deutschlands“ ausgeht; seine Äußerungen gehen dabei auch über eine bloß kulturhistori-

sche Bezugnahme hinaus. Denn dieses „Deutschland“ wird nicht lediglich als historischer 

oder symbolischer Bezugspunkt dargestellt, sondern mit gegenwartsbezogenem Bedeu-

tungsanspruch versehen. Dadurch stellt der Kläger ein eigenständiges Deutschlandver-

ständnis neben die bestehende verfassungsrechtliche Ordnung ohne klarzustellen, dass 

allein die Bundesrepublik Deutschland rechtmäßiger Träger der staatlichen Souveränität 

ist. Dies relativiert die verfassungsrechtliche Ausschließlichkeit der Bundesrepublik und be-

gründet berechtigte Zweifel daran, dass er die geltende Verfassungsordnung als abschlie-

ßend anerkennt. 

 

Diese Bewertung folgert die Kammer zum einen aus der bereits gewürdigten zweifelnden 

Einstellung des Klägers zur Souveränität der Bundesrepublik Deutschland. Insoweit 
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verweist die Kammer auf die obigen Ausführungen, insbesondere zu der Stellungnahme 

des Klägers vom 30. September 2020. Daneben nimmt die Kammer in den Blick, dass der 

Kläger für die Regionen Elsass und Lothringen auch 75 Jahre nach Ende des Zweiten Welt-

kriegs noch die an das ehemalige Reichsland angelehnte Bezeichnung „Elsass-Lothringen“ 

für vorzugswürdig hält. Darüber hinaus sind auch diesbezüglich die Ausführungen des Klä-

gers zu seinem Verständnis des Begriffs „Deutscher“ in die Würdigung einzubeziehen. 

Schließlich wertet die Kammer im Rahmen einer Gesamtschau auch aus, dass der Kläger 

sich veranlasst sah gegenüber Kameraden, die mit Blick auf eine Deutschlandkarte zum 

Ausdruck gebracht hatten, dass darauf Deutschland zu sehen sei, diese dahingehend ver-

meintlich zu korrigieren, dass auf dieser Karte nicht „Deutschland“, sondern die Bundesre-

publik Deutschland abgebildet sei. Dabei handelt es sich nicht bloß um die vermeintliche 

Klarstellung einer Ungenauigkeit. Zwar ist zutreffend, dass der vollständige Staatstitel „Bun-

desrepublik Deutschland“ lautet. Die Bezeichnung dieses Staats als „Deutschland“ stellt 

aber eine etablierte Kurzbezeichnung dieses Staats dar (vgl. Takács, On the Names of 

States, German Law Journal 2020, Vol. 21, 1257, 1258 ff., abrufbar unter 

https://www.cambridge.org/core/services/aop-cambridge-core/con-

tent/view/D14F98A88710827787C8892AE0232155/S2071832220000711a.pdf/on-the-na-

mes-of-states-naming-system-of-states-based-on-the-country-names-and-on-the-public-

law-components-of-state-titles.pdf). Die ausdrückliche Verneinung, auf der Karte sei 

„Deutschland“ dargestellt, setzt begrifflich voraus, dass „Deutschland“ und die Bundesre-

publik Deutschland nach dem Verständnis des Klägers nicht identisch sind. Implizit geht 

aus dieser vermeintlichen Korrektur des Klägers überdies hervor, dass er weitere, auf einer 

Karte der Bundesrepublik Deutschland nicht als Teil des Staatsgebietes abgebildete Regi-

onen zu „Deutschland“ zählt. Denn wenn das gesamte Gebiet des vom Kläger gemeinten 

„Deutschlands“ auf der Karte zu sehen gewesen wäre, hätte kein Bedürfnis für die vermeint-

liche Korrektur bestanden. Damit fügt sich diese Äußerung in das bereits zuvor erkennbare 

Muster ein, wonach der Kläger der Bundesrepublik Deutschland nicht die ausschließliche 

Deutungshoheit über Staatlichkeit und Staatsvolk beimisst, sondern von einem daneben 

bestehenden, eigenständig verstandenen „Deutschland“ ausgeht, dessen Bezugspunkte 

außerhalb der geltenden verfassungsrechtlichen Ordnung liegen. 

 

(cc) Die Kammer verkennt nicht, dass der Kläger angegeben hat, dass er die freiheitlich 

demokratische Grundordnung als eine vernünftige und zum Wohle ihrer Bürger entwickelte 

Rechtsgrundlage anerkenne (vgl. diesbezüglich BVerwG, Urt. v. 11.5.2023, 2 WD 12/22, 

juris Rn. 78; Urt. v. 13.1.2022, 2 WD 4/21, juris Rn. 43). Die Kammer sieht in dieser Beteu-

erung allerdings kein glaubhaftes Bekenntnis zu den Werten der freiheitlich demokratischen 
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Grundordnung. Die eben wiedergegebene Äußerung des Klägers bleibt unsubstantiiert und 

oberflächlich; seine Wortwahl erscheint kühl und distanziert. Zwar mag darin eine formal 

korrekte Haltung zum Ausdruck kommen, jedoch erfordert die Pflicht zur Anerkennung der 

freiheitlich demokratischen Grundordnung von dem Soldaten – und konkret dem Kläger – 

mehr als nur ein derartiges Minimalbekenntnis (vgl. VG Hamburg, Urt. v. 29.3.2023, 21 K 

4032/22, juris Rn. 42; vgl. auch zu den vorstehenden Grundsätzen hinsichtlich Beamten 

bzw. Richtern: BVerfG, Beschl. v. 22.5.1975, 2 BvL 13/73, juris Rn. 42; Beschl. v. 6.5.2008, 

2 BvR 337/08, juris Rn. 17; hinsichtlich Soldaten: BVerwG, Urt. v. 28.9.1990, 2 WD 27/89, 

juris Rn. 26; Urt. v. 7.11.2000, 2 WD 18/00, juris Rn. 4; Urt. v. 23.3.2017, 2 WD 16/16, juris 

Rn. 67; Poretschkin/Lucks, Soldatengesetz 11. Aufl. 2022, § 8 SG Rn. 4). Angesichts 

der – wie ausgeführt – erkennbaren inhaltlichen Abkehr des Klägers von tragenden Verfas-

sungsprinzipien erscheint seine Erklärung nicht überzeugend, denn das Bekenntnis zur frei-

heitlich demokratischen Grundordnung setzt eine inhaltliche Anerkennung ihrer zentralen 

Wertentscheidungen voraus. Ein Menschenbild, das die Gleichwertigkeit aller Menschen in 

Frage stellt, sowie ein Staatsverständnis, das die Souveränität der Bundesrepublik 

Deutschland relativiert, stehen hiermit jedoch nicht in Einklang. Wer sich von zentralen Wer-

tentscheidungen der freiheitlich demokratischen Grundordnung distanziert, kann sich nicht 

zugleich glaubhaft zu ihr bekennen. 

 

(5) Auf die weiteren aktenkundigen – vom ihm bestrittenen – Äußerungen des Klägers 

kommt es vor dem Hintergrund der bereits dargelegten Pflichtverletzungen nicht mehr an. 

Zwar würden insbesondere die Äußerungen zum Anzünden von Flüchtlingsheimen sowie 

der Vollstreckung der Todesstrafe gegen bestimmte Menschen mit Migrationshintergrund 

weitere Dienstpflichtverletzungen darstellen. Die Kammer sieht jedoch angesichts der obi-

gen Ausführungen keinen Bedarf für die weitere Aufklärung und Würdigung nicht entschei-

dungserheblicher Tatsachen. 

 

b) Der Kläger hat diese Dienstpflichten auch jeweils schuldhaft verletzt. Die Pflichtver-

letzungen sind jeweils jedenfalls fahrlässig, das heißt unter Außerachtlassung der im Ver-

kehr gebotenen Sorgfalt, erfolgt (vgl. hierzu OVG Münster, Beschl. v. 27.10.2025, 

1 B 926/25, juris Rn. 74 f.). 

 

(1) Hinsichtlich seiner Äußerungen insbesondere zur fehlenden Souveränität der Bun-

desrepublik Deutschland sowie zu einigen ehemaligen deutschen Gebieten ergibt sich die 

Schuldhaftigkeit zum einen daraus, dass dem Kläger bewusst war, dass die Reichsbür-

gerszene sich ähnlicher Argumentationsmuster und Quellen bedient wie er. So hat er selbst 
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in seiner Stellungnahme vom 30. September 2020 eingeräumt, dass die Reichsbür-

gerszene auf ähnliche Quellen verweise wie er (Bl. 10 der Entlassungsakte). Gleichwohl 

hat er die Souveränität der Bundesrepublik Deutschland in Frage gestellt und die These 

von der fortwirkenden Besetzung Deutschlands aufgegriffen. Angesichts seiner von ihm 

selbst immer wieder betonten geschichtlichen Bildung ist auch davon auszugehen, dass er 

sich der problematischen Deutungsmöglichkeit seiner Äußerungen zu den deutschen Ge-

bieten bewusst war. Insbesondere geht die Kammer davon aus, dass dem Kläger der ge-

schichtliche Hintergrund des Begriffspaars „Elsass-Lothringen“ bekannt war.  

 

(2) Die Dienstpflichtverletzung hinsichtlich der Äußerungen des Klägers zur Staatsan-

gehörigkeit erfolgte ebenfalls jedenfalls fahrlässig, weil für den Kläger erkennbar war, dass 

seine Äußerungen als Ausdruck eines völkisch-abstammungsmäßigen Staatsvolksver-

ständnis interpretiert werden könnten. 

 

(3) Auch die Verwendung des Begriffs „Neger“ durch den Kläger geschah schuldhaft. 

So hat der Kläger selbst angegeben, dass der Begriff „Neger“ als beleidigend angesehen 

werde, bzw. dass ihm bekannt gewesen sei, dass dieses Wort „vorbelastet“ sei und es 

Leute gegeben habe, die sich daran „stießen“ (vgl. Stellungnahme v. 23.11.2020, Bl. 109 f. 

der Entlassungsakte). Dass er diesen Begriff abweichend von dem gefestigtem allgemei-

nem Sprachverständnis (s.o., vgl. auch OVG Lüneburg, Urt. v. 24.4.2025, 3 LD 14/23, juris 

Rn. 92 m.w.N.) in seiner subjektiven Wahrnehmung als wertneutral und anderen Begriffen 

zur Bezeichnung Schwarzer Menschen vorzugswürdig angesehen haben will, entlastet ihn 

nicht von dem Vorwurf der Fahrlässigkeit. Auch bei dieser Zielrichtung hätte er erkennen 

müssen, dass die Verwendung dieses Begriffs von unbefangenen Dritten als rassistische 

Abwertung verstanden werden konnte, insbesondere unter Berücksichtigung der oben be-

schriebenen Begleitumstände. 

 

(4) Auch die Pflicht zur Anerkennung der freiheitlich demokratischen Grundordnung ge-

mäß § 8 Alt. 1 SG verletzte der Kläger schuldhaft. Angesichts seiner Vorbildung und seines 

dienstlichen Werdegangs sowie unter Berücksichtigung ihm zugänglicher Informationsmög-

lichkeiten (vgl. dazu BVerwG, Urt. v. 12.5.2022, 2 WD 10/21, juris Rn. 40) hätte er jedenfalls 

erkennen können, dass ein von den Bestimmungen des Grundgesetzes abweichendes 

Staatsvolksverständnis möglicherweise der freiheitlich demokratischen Grundordnung wi-

derspricht. Ebenso hätte er erkennen können und müssen, dass seine Bezugnahme auf 

ein neben der Bundesrepublik Deutschland bestehendes „Deutschland“ die 
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verfassungsrechtliche Ausschließlichkeit der Bundesrepublik relativiert und sich als illoyal 

gegenüber ihrer freiheitlich demokratischen Grundordnung darstellt. 

 

c) Das weitere Verbleiben des Klägers in der Bundeswehr hätte sowohl die militärische 

Ordnung [dazu unter (1)] als auch das Ansehen der Bundeswehr [dazu unter (2)] ernstlich 

gefährdet. 

 

Hinsichtlich einer derartigen Gefährdung steht der Entlassungsdienststelle kein Beurtei-

lungsspielraum zu (vgl. BVerwG, Urt. v. 31.1.1980,2 C 16/78, juris Rn. 17; OVG Lüneburg, 

Beschl. v. 9.7.2021, 5 ME 81/21, juris Rn. 22); die Verwaltungsgerichte haben diese tatbe-

standlichen Voraussetzungen im Rahmen einer „objektiv nachträglichen Prognose“ viel-

mehr vollumfänglich zu überprüfen (vgl. BVerwG, Urt. v. 9.6.1971, VIII C 180/67, juris 

Rn. 10, OVG Münster, Beschl. v. 27.10.2025, 1 B 926/25, juris Rn. 80). Ob eine derartige 

Gefährdung vorliegt, ist nicht nach der Schwere der Dienstpflichtverletzung an sich zu be-

urteilen, sondern nach dem Ernst der der militärischen Ordnung oder dem Ansehen der 

Bundeswehr ohne die fristlose Entlassung drohenden Gefahr (vgl. BVerwG, Urt. v. 

9.6.1971, VIII C 180/67, juris Rn. 7). 

 

(1) Unter militärischer Ordnung ist der Inbegriff der Elemente zu verstehen, die die Ein-

satzbereitschaft der Soldaten und damit die Verteidigungsbereitschaft der Bundeswehr 

nach den gegebenen rechtlichen und tatsächlichen Verhältnissen erhalten. Dabei genügt 

es nicht, wenn Randbereiche des Militärischen berührt werden. Vielmehr muss es sich um 

Regeln und Einrichtungen handeln, die über diese Randbereiche hinausgehen. Eine ernst-

liche Gefährdung der militärischen Ordnung ist regelmäßig zu bejahen, wenn die Einsatz-

bereitschaft der Soldaten erheblich vermindert und im Gefolge dessen die Verteidigungs-

bereitschaft der Truppe, d. h. der einzelnen betroffenen Einheit bzw. letztlich auch der Bun-

deswehr im Ganzen, in Frage gestellt wird. Mit dem Erfordernis, dass die Gefährdung der 

militärischen Ordnung ernstlich sein muss, entscheidet das Gesetz selbst die Frage der 

Angemessenheit der fristlosen Entlassung im Verhältnis zu dem erstrebten Zweck und kon-

kretisiert so den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Zwar können Dienstpflichtverletzun-

gen auch dann eine ernstliche Gefährdung der militärischen Ordnung herbeiführen, wenn 

es sich um ein leichteres Fehlverhalten handelt oder mildernde Umstände hinzutreten. Je-

doch ist im Rahmen der Gefährdungsprüfung zu berücksichtigen, ob die Gefahr für die Ein-

satzbereitschaft der Bundeswehr durch eine Disziplinarmaßnahme abgewendet werden 

kann (vgl. BVerwG, Beschl. v. 28.1.2013, 2 B 114.11, juris Rn. 9 ff. m.w.N.; OVG Münster, 

Beschl. v. 27.10.2025, 1 B 926/25, juris Rn. 81 ff.). Auf dieser Grundlage haben sich in der 



- 33 -  
 
 
 

 
- 34 - 

 

Rechtsprechung Fallgruppen herausgebildet, bei denen eine ernstliche Gefährdung der mi-

litärischen Ordnung im Sinne des § 55 Abs. 5 SG regelmäßig anzunehmen ist: Dies gilt vor 

allem für Dienstpflichtverletzungen im militärischen Kernbereich, die unmittelbar die Ein-

satzbereitschaft beeinträchtigen. Bei Dienstpflichtverletzungen außerhalb dieses Bereichs 

kann regelmäßig auf eine ernstliche Gefährdung geschlossen werden, wenn es sich ent-

weder um Straftaten von erheblichem Gewicht handelt, wenn die begründete Befürchtung 

besteht, der Soldat werde weitere Dienstpflichtverletzungen begehen (Wiederholungsge-

fahr), oder wenn es sich bei dem Fehlverhalten um eine Disziplinlosigkeit handelt, die in der 

Truppe als allgemeine Erscheinung auftritt oder um sich zu greifen droht (Nachahmungs-

gefahr). Jedenfalls die beiden letztgenannten Fallgruppen erfordern eine einzelfallbezo-

gene Würdigung der konkreten Dienstpflichtverletzung, um die Auswirkungen für die Ein-

satzbereitschaft oder das Ansehen der Bundeswehr beurteilen zu können (vgl. BVerwG, 

Beschl. v. 28.1.2013, 2 B 114.11, juris Rn. 10 m.w.N.; OVG Münster, Beschl. v. 27.10.2025, 

1 B 926/25, juris Rn. 81 ff.). 

 

Die oben gewürdigten Dienstpflichtverletzungen des Klägers betreffen jeweils jedenfalls 

den Randbereichs der militärischen Ordnung. 

 

Vorliegend ist bereits eine Wiederholungsgefahr zu bejahen. Bei der anzustellenden objek-

tiv nachträglichen Prognose besteht die begründete Befürchtung, dass der Kläger weitere 

Dienstpflichtverletzungen begehen würde, und dass diese Gefahr auch nicht durch eine 

Disziplinarmaßnahme abgewendet werden konnte. Dies ergibt sich aus folgenden Erwä-

gungen. Erstens hat der Kläger durch seine Äußerungen und seine darin zum Ausdruck 

gekommenen Auffassungen mehrere Dienstpflichtverletzungen über einen längeren Zeit-

raum begangen. Insbesondere hinsichtlich der Verwendung des Begriffs „Neger“ hat der 

Kläger angegeben den Begriff als nicht rassistisch, diskriminierend und abwertend zu ver-

stehen und deshalb zu benutzen. Obwohl er diesen Begriff in Bezug auf den Hauptmann 

[…] nicht mehr verwendet haben will, so steht der Kläger dennoch im Grundsatz zur Ver-

wendung des Begriffs. Dies ließ aus Sicht der Beklagten im Zeitprunkt der Entscheidung 

erwarten, dass es auch in Zukunft zu derartigen Äußerungen kommen würde. Darüber hin-

aus ist – wie bereits zur Verletzung der Pflicht zur Anerkennung der freiheitlich demokrati-

schen Grundordnung ausgeführt – davon auszugehen, dass der Kläger eine verfestigte 

Haltung eingenommen hat, die nicht mit der freiheitlich demokratischen Grundordnung ver-

einbar ist. Auch seinen Stellungnahmen, die er unter dem Eindruck der drohenden Entlas-

sung abgegeben hat, hat der Kläger sind Äußerungen zu entnehmen, die der freiheitlich 

demokratischen Grundordnung widersprechen, etwa seinen Ausführungen zum 
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Staatsangehörigkeitsrecht in der Stellungnahme vom 30. September 2020 sowie zum Be-

griff „Neger“ in seiner Stellungnahme vom 23. November 2020. Wenn der Kläger sich schon 

im Angesicht seiner drohenden Entlassung nicht ausreichend von extremistischem und ras-

sistischem Gedankengut distanziert hat, kann nicht davon ausgegangen werden, dass eine 

Disziplinarmaßnahme zur Korrektur seines Verhaltens ausgereicht hätte. 

 

Desungeachtet handelt es sich bei der mangelnden Distanzierung von extremistischen und 

delegitimierenden Bestrebungen sowie der sorglosen Verwendung rassistischer Be-

griffe – unabhängig von der diesbezüglichen persönlichen Überzeugung – auch um eine 

Disziplinlosigkeit, die als allgemeine Erscheinung in der Bundeswehr auftritt. Aus Medien-

berichten der letzten Jahre und den veröffentlichten statistischen Daten der Bundesregie-

rung geht hervor, dass die Bundeswehr immer wieder mit rechtsextremen Vorfällen, mit 

Reichsbürgern, sowie mit rassistischen Äußerungen zu kämpfen hat (vgl. stellvertretend 

hierfür nur Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage v. 20.8.2025, BT-Drs. 

21/1321; vgl. auch Steinbrecher/Biehl/Leonhard, Extremismus in der Bundeswehr, v. 

15.11.2024, abrufbar unter https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/bundeswehr-

2024/556395/extremismus-in-der-bundeswehr/; vgl. auch OVG Münster, Beschl. v. 

27.10.2025, 1 B 926/25, juris Rn. 88 ff.). 

 

Bei dieser Sachlage besteht die erhebliche Gefahr, dass andere Soldaten eine Weiterver-

wendung des Klägers im Dienst als generelles Signal missverstehen, die fehlende Distan-

zierung von extremistischen und delegitimierenden Bestrebungen sowie die Verwendung 

rassistischer Begrifflichkeiten bleibe folgenlos. Eine Weiterverwendung des Klägers würde 

der Truppe unter diesen Umständen signalisieren, sein Fehlverhalten sei nicht gravierend. 

Hierdurch könnte bei anderen Soldaten die Hemmschwelle, sich ebenfalls unzureichend 

von extremistischen und delegitimierenden Bestrebungen zu distanzieren oder rassistische 

Begriffe zu verwenden, gesenkt werden. Mit Blick auf die herausragende Bedeutung der 

freiheitlich demokratischen Grundordnung können solche Gefahren nicht hingenommen 

werden. 

 

(2) Die Dienstpflichtverletzungen des Klägers waren ferner – jede für sich genom-

men – geeignet, das Ansehen der Bundeswehr in der Öffentlichkeit ernstlich zu gefährden. 

 

Die Beurteilung, ob eine ernstliche Gefährdung des Ansehens der Bundeswehr vorliegt, 

hängt wesentlich von dem Bild ab, das bezogen auf die Bundeswehr und ihre Soldaten 

durch das in Rede stehende Verhalten in der Öffentlichkeit entsteht. Dabei kommt dem 
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Charakter der Bundeswehr als einer die Rechtsstaatlichkeit der Bundesrepublik Deutsch-

land im Bereich der Verteidigung prägenden Institution – und infolgedessen gerade auch 

der Pflicht zur Verfassungstreue nach § 8 SG – eine hohe Bedeutung zu (vgl. OVG Münster, 

Beschl. v. 27.10.2025, 1 B 926/25, juris Rn. 101 ff. m.w.N.). Das Ansehen der Bundeswehr 

wird ganz wesentlich getragen von ihrer Teilhabe an der freiheitlich demokratischen Grund-

ordnung und dem Vertrauen darauf, dass sie sich den Werten des Grundgesetzes verpflich-

tet weiß. Auch insoweit ist vor dem Hintergrund der deutschen Geschichte der Jahre 1933 

bis 1945 das Ansehen des Militärs in besonderem Maße störanfällig gegenüber dem Auf-

treten eines Soldaten, das Zweifel an der unbedingten Respektierung des sittlichen Wertes 

der Menschenwürde nährt (vgl. OVG Münster, a.a.O.; OVG Schleswig, Urt. v. 19.10.2015, 

2 LB 25/14, juris Rn. 36).  

 

Das Verhalten des Klägers ist mit den berechtigten Erwartungen an die Integrität der Bun-

deswehr unvereinbar. Sein Verhalten ist geeignet, das Vertrauen der Öffentlichkeit in die 

Rechtsstaatlichkeit der Streitkräfte zu erschüttern. Bei den Dienstpflichtverletzungen des 

Klägers handelt es sich jeweils nicht um Bagatellen, sondern um ein Verhalten, das von der 

Öffentlichkeit aufmerksam registriert und keinesfalls toleriert wird. Ein solches Verhalten ist 

deshalb in besonderer Weise geeignet, zu einem erheblichen Ansehensverlust der Bun-

deswehr zu führen. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund der Vielzahl an öffentlich 

bekannt gewordenen Fällen von Rechtsextremismus und Rassismus in der Bundeswehr in 

den letzten Jahren im Zusammenspiel mit einer in der Bevölkerung teilweise als schleppend 

wahrgenommenen Aufklärung (vgl. OVG Münster, Beschl. v. 27.10.2025, 1 B 926/25, juris 

Rn. 104, OVG Schleswig, Urt. v. 19.10.2015, 2 LB 25/14, juris Rn. 36). Wenn derartige 

Dienstpflichtverletzungen nicht konsequent geahndet würden, setzte sich die Bundeswehr 

dem Ruf aus, Soldaten in ihren Reihen zu dulden, die nicht auf dem Boden des Grundge-

setzes stehen. Dadurch litte das Vertrauens der Bevölkerung in die Erfüllung der Kernauf-

gabe der Bundeswehr, nämlich die Bundesrepublik Deutschland und deren Staatsangehö-

rige – unabhängig von ihrer Abstammung oder ihrer Hautfarbe – zu verteidigen. Im Fall des 

Klägers kommt hinzu, dass seine Äußerungen teilweise gegenüber einem Angehörigen der 

französischen Streitkräfte gefallen sind, und somit auch über die Grenzen der Bundeswehr 

hinaus Verbreitung gefunden haben, sowie geeignet waren das Ansehen der Bundeswehr 

bei ihren Verbündeten zu beschädigen. 

 

2. Die Entlassung des Klägers leidet auch nicht an Ermessensfehlern, welche das Ge-

richt nach dem Maßstab des § 114 Satz 1 VwGO zu prüfen hat. 
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Das der Beklagten in § 55 Abs. 5 SG eingeräumte Ermessen ist ein „intendiertes“ Ermes-

sen, das heißt bei Vorliegen der tatbestandlichen Voraussetzungen soll im Regelfall die 

Entlassung ausgesprochen werden. Mit dem Erfordernis, dass die Gefährdung der militäri-

schen Ordnung ernstlich sein muss, entscheidet das Gesetz selbst die Frage der Ange-

messenheit der fristlosen Entlassung im Verhältnis zu dem erstrebten Zweck und konkreti-

siert so den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (vgl. BVerwG, Beschl. v. 28.1.2013, 2 B 

114/11 juris Rn. 9). Für zusätzliche Erwägungen im Rahmen der Prüfung der Verhältnismä-

ßigkeit besteht nach der Gesetzeskonzeption damit grundsätzlich kein Raum. Aus diesem 

Grund gibt es auch keine generelle Verpflichtung der Behörde, in jedem einzelnen Falle im 

Rahmen der Begründung der Entlassungsverfügung bzw. des Beschwerdebescheides (zu-

sätzliche) Ermessenserwägungen ausdrücklich anzustellen. Es reicht vielmehr aus, dass 

sich die Behörde den Umständen nach des in atypischen Fällen gesetzlich eingeräumten 

Ermessens bewusst gewesen ist und sie etwa bestehende Besonderheiten zutreffend ge-

prüft und verneint hat (vgl. OVG Münster, Beschl. v. 1.3.2006, 1 B 1843/05, juris Rn. 34 ff.). 

 

Hier hat die Beklagte zutreffend erkannt, dass ihre Ermessensausübung in diesem Sinne 

vorgegeben ist und das Vorliegen atypischer Umstände nach knapper Prüfung verneint. 

Derartige atypische, nur den Kläger persönlich treffende Folgen, die die Entlassung im Ein-

zelfall als unverhältnismäßig erscheinen lassen könnte, sind auch für die Kammer nicht 

ersichtlich. Soweit der Kläger vorträgt, dass eine andere disziplinarische Maßnahme oder 

andere geeignete Mittel – ein strenger Verweis seines Vorgesetzten – Einfluss auf sein 

Verhalten hätten nehmen könnten, begründet dies keinen derartigen atypischen Sachver-

halt. Dies folgt aus mehreren Erwägungen. Erstens könnte eine derartige, niedrigschwellige 

disziplinarische Maßnahme, wenn überhaupt, nur in Bezug auf die etwaige Wiederholungs-

gefahr Auswirkungen entfalten. Diesbezüglich geht die Kammer indes davon aus, dass der 

Kläger – wie bereits ausgeführt – eine verfestigte Haltung eingenommen hat. Desungeach-

tet wäre eine derart milde Maßnahme mit Blick auf die weitergehende Gefährdung der mi-

litärischen Ordnung nicht geeignet gewesen, die nötige Abschreckungswirkung zu entfal-

ten. Auch hinsichtlich der Gefährdung des Ansehens der Bundeswehr hätte ein strenger 

Verweis oder eine milde disziplinarische Maßnahme nicht annähernd dieselbe durchschla-

gende Wirkung wie die Entlassung des Klägers. 
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II. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. Die Hinzuziehung eines 

Rechtsanwalts für das Vorverfahren ist nicht gemäß § 162 Abs. 2 Satz 2 VwGO für notwen-

dig zu erklären, weil der Kläger die Kosten des (gesamten) Verfahrens trägt und insoweit 

keine erstattungsfähigen Kosten bestehen. 

 

III. Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus § 167 VwGO i.V.m. 

§§ 708 Nr. 11, 709 Satz 2, 711 ZPO. 


